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Deutschcapos Leistungsfähigkeit
Von Minissterprä-sidentDr. O tt o B r a u n.

Aus der Rede im Preußischen Landtag, am 24. April 1929.

Jn-«Paris wird sich sin- iden nächsten Tagen entscheiden, ob

die Völker Europas zur politischen Befriedsung gelangen, den-n
dies ist die unerläßliche Voraussetzung für eine fruchtbare wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und ihre Steigerung bis zu einer Höchst-
leistung, die notwendig ist, um die Schäden zu heilen, die der

Krieg allen beteiligten Staaten und Völkern geschlagen hat.

Deutschland und das deutsche Volk sind von den Folgen des

Krieges am stärkstenbetroffen, da sie nicht nur ihre eigenen Opfer
an Gut und Blut zu tragen haben, sondern — nach altem Kriegss-
brauch, der im Laufe der geschichtlichen Entwicklung wohl seine
Form, niemals aber sein Wesen geändert hat —, als unterlegener
Teil auch noch den Kriegstribut für die einstigen Kriegsgegner
aufbringen müssen.

Daß man jetzt die Entrichtung dieses Tributs als ,Reparation«
bezeichnet und zur moralischen Verbrämung mit der Kriegsschuld-
frage in Verbindung bringt, ändert an seinem uralten brutalen

Wesen nichts. Immerhin ist in der Geschichte dieser Kriegstribut
stets nach der Leistungsfähigkeit des tributpflichtigen Volkes be-

messen worden, es sei denn, daß man die geschichtliche Existenz
eines Volkes vollends vernichten wollte; jedenfalls ist er niemals
in einer Höhe, die über die Kräfte des unterlegenen Kriegsgegners
hinausging, eintreibbar gewesen. Diese geschichtliche Wahrheit
scheint von den in Paris verhandelnden Vertretern der alliierten
Staaten sehr wenig beachtet zu werden, wie überhaupt der Verlauf
der zehnwöchigenVerhandlungen im Hinblick auf die Entstehungs-
geschichte der Konferenz recht befremdend erscheint.

Denn wie liegen die Dinge?

Nachdem auf dem Gebiete der Reparationsregelung die Er-

gebnisse und Diktate politischer Konferenzen sich als unhaltbar
erwiesen haben, sollten unabhängige Finanz- und Wirtschafts-
sachverständigezusammentreten und nach eingehender Prüfung aller

einschlägigen Verhältnisse und nach-Würdigung der Leistungen des

deutschen Volkes in den verflossenen zehn Jahren ein Urteil über

die Leistungsfähigkeit Deutschlands abgeben, das dann als Unter-

lage für die endgültige Regelung der Reparationsfrage dienen
konnte. Die Feststellung der Leistungsfähigkeit Deutsch-
lands sollte das Primäre, die Wünsche und Forderungen, die
die verschiedenen Reparationsgläubiger glaubten geltend machen zu
müssen, das mehr Sekundäre für den Sachverständigenausschuß
sein. Die Art; wie man in Paris in den letzten zehn Wochen über
Forderungen, Angebote und innere Schuldenregelung verhandelt
hat, zeigt, daß die Vertreter aus den alliierten Staaten den um -

gekehrten Weg beliebt haben. So allein sind wohl nur die

exorbitant hohen, geradezu undiskutierbaren Summen zu erklären,
die sie dem deutschen Volke als Reparationslasten für fast zwei
Menschenalter glaubten zumuten zu können.

Nun haben sich auch die deutschen Sachverständigendrängen
lassen, in einem Memorandum ein Gutachten über die Leistungs-
fähigkeit Deutschlands zur Tragung der Reparationslasten dem

Ausschuß zu unterbreiten und dort zur Diskussion zu stellen.
Bei der Beurteilung dieses Schrittes der ihrer schweren Ver-

antwortung bewußten Sachverständigen sollten wir, vor allem die

deutsche Presse, uns hüten, uns von dem, eine geschickte Regie ver-

ratenden Entrüstungsgetue der französischen Presse irritieren zu
lassen und sollten alles unterlassen, was geeignet sein könnte, die
ohnehin schwierige Position der offenbar einer geschlossenen Front
der Reparationsgläubiger gegenüberstehendendeutschen Experten zu
schwächen.
Nüchterne, ruhige Beurteilung der Situation und größte

Zurückhaltung ist in diesen entscheidenden Tagen am Platze.
Wenn ich gleichwohl hier ein Wort zu dem Memorandum der

deutschen Vertreter sage,·so wollen Sie mir das als Ausfluß meines

Pflicht- und Verantwortungsgefühls und der großen Sorge um

das Wohlergehen von Land und Volk zugute halten. Sie wissen,
daß ich stets für eine vernünftige Erfüllung der Reparations-
pflichten eingetreten bin; wir haben nun mal den Krieg verloren
und müssen die Kriegskosten zahlen. Jch habe aber bange Zweifel,
ob ·das, was unsere Experten in Paris angeboten haben, jährlich
1650 Millionen Mark 37 Jahre lang, nachdem wir bereits viele
Milliarden, überwiegend aus der Substanz unseres Volksvermögens,
geleistet haben, mit der Leistungsfähigkeit unseres Volkes noch in

Einklang zu bringen ist. Angesichts des Darniederliegens unserer
Wirtschaft, der furchtbaren Krise in der Landwirtschaft, diesem
wichtigen Zweig unserer nationalen Volkswirtschaft, angesichts der

zwei Millionen Arbeitslosen und der drückewden inneren Kriegs-
last will es mir schlechterdings unmöglich erscheinen, für ein

Menschenalter 1650 Millionen jährlich zu leisten, ohne den Lebens-
standard und damit die Leistungsfähigkeitder arbeitenden Bevölke-

rung Deutschlands stark herabzudrücken und große Teile unseres
Volksvermögens, die für die Erhaltung unserer wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit unentbehrlich sind, an das Ausland abzugeben.

Wenn die deutschenSachverständigen trotzdem glaubten, diese
hohe Leistung mit der Kraft des deutschen Volkes in Einklang
bringen zu können, so kann ich mir diese optimistische Beurteilung
der zukünftigen Entwicklung unserer Wirtschaft nur aus dem Be-
mühen erklären, bis zur äußerstenGrenze des Möglichen zu gehen,
um zu einer Verständigung mit den Sachverständigender Gläubiger-
staaten zu gelangen.

Sollten nicht noch imletzten Augenblick vernünftige wirtschaft-
liche Erwägungen den Sieg davon tragen über jene politische Ver-

blendung, wie sie in einem Teil der Pariser Presse zum Ausdruck

gekommen ist, so muß man sich eben damit abfinden, daß für eine

vernünftige Regelung des Reparationsproblems die Zeit noch nicht
reif ist.

Konserenzkrise
Am Gründonnerstag, den 28. März, wurden der Pariser Re-

parationskonferenz zwei Memoranden vorgelegt, und zwar das eine
von den vier Hauptgläubigermächten und das andere von dem Vor-

sitzenden der amerikanischen Delegation. Diese Memoranden ent-

hielten allgemeine Gedanken ohne ziffernmäßige Angaben, wie man

nach Meinung der Verfasser die Debatte über die Höhe und Zahl
der deutschen Reparationsjahreszahlungen zweckmäßigerweiseführen
solle. Nach einer kurzen Osterpause wurde der Inhalt des Memo-
randums der Vier in Einzelbesprechungen mit der deutschen Dele-

gation besprochen und ziffernmäßig geklärt. Im Besitze der Ein-

zelrechnungen stellte die deutsche Delegation deren Posten zu einer -

Gesamtrechnung zusammen und teilte am S. April der Konserenz
das Ergebnis ihrer Addition mit. Diese ergab für eine Laufzeit

svon 58 Jahren eine jährliche Belastung von 2,6 Milliarden RM.,
die sich bei einer Laufzeit von 57 Jahren auf 2,9 Milliarden stellen
würdet Diese Zahlen erschienen zweifellos auch den Verfassern des

Memorandums unmöglich hoch, denn sie brachten eine ganze Woche
damit zu, diese Rechnung einer Revision zu unterziehen. Am Sonn-

abend, den lö. April, wurde der Konferenz das revidierte Memo-
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randum vorgelegt. Nach den Mitteilungen der französischenPresse
enthielt es. die folgenden »mäßigen« Forderungen: für 37 Jahre
sollte eine von 1800 auf 2450 Millionen Goldmark ansteigende
Jahreszahlung geleistet und damit die eigentlichen Reparationss
sorderungen abgegolten werden. Für einen anschließendenZeit-
raum von 21 Jahren wurden Jahreszahlungen in Höhe von

1700 Millionen Goldmark vorgesehen, die im 58. Jahr auf 900 Mil-
lionen Goldmark heruntergingen und zum Ausgleich der interalli-
ierten Schulden dienen sollten. Diese Zahlen wurden deutscherseits
für unannehmbar erklärt. Am 15. April beschloßdie Konferenz,
die Bedeutung dieses Memorandums dahin zu fixieren, daß es sich
nur um einen »interessantenBeitrag« zur Erleichterung der Dis-

kussion über die Ziffern handele. Es mag dabei bemerkt werden,
daß die Amerikaner und Japaner sich mit dem Inhalt des Memo-
randums nicht identifizierten. Immerhin gab es den Anlaß zur
Einleitung einer Diskussion über die Frage, inwieweit diese Ziffern
des Memorandums mit der deutschen Leistungsfähigkeit in Einklang
zu bringen wären, d. h. die Konserenz kehrte zu ihrem Ausgangs-
punkt zurück. In Verfolg dieser Diskussion wurde am IS. die
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deutsche Delegation aufgefordert, da sie auf die Untragbarkeit dieser
Forderungen hingewiesen hatte, ihrerseits ihren Standpunkt
schriftlich niederzulegen, was am nächsten Tage in der Form des

bekannten deutschen Memorandums geschah. In diesem Memo-
randum wurde als Ausgangspunkt jeder deutschen Reparations-
regelung festgestellt, daß sie eine außerordentlicheStärkung der deut-

schen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zur Voraussetzung haben
Müsse. Es wurden dann zwei Zahlungspläne A und B mitgeteilt,
von denen der Plan A an die Erfüllung bestimmter wirtschaftlicher
Voraussetzungen in bezug auf Sicherung der deutschen Rohstoffs
Versdrgung Erhöhung der deutschen landwirtschaftlichen Produktion
und Ausdehnung der deutschen Warenausfuhr gebunden war. Diese
Voraussetzungen konnten nur unter Mitwirkung des Auslandes

erfüllt werden. Ihre Bekanntgabe hat zu einer unerhörten Hetze
gegen die deutschen Sachverständigen geführt, weil man die rein

wirtschaftlich zu verstehenden Forderungen in politische umfrisierte
und diese angebliche Politisierung der Konferenz zum Vorwand

nahm, um sie an den Rand des Abbruches zu führen. Dabei muß
festgestellt Werden, daß den deutschen Sachverständigen in der Kon-

fetenz auch nicht die leiseste Möglichkeit gegeben worden ist, diesen
Plan A zu diskutieren und sich über die Bedeutung der gemachten
Vorbehalte· zu erklären. Ziffernmäßig sah der Plan einen un-

geschutzten Zahlungsteil in Höhe von jährlich 450 Millionen Gold-
mari vor. Ein weiterer Teil, der von 225 Millionen im ersten
Zahlungsjahr auf 600 Millionen imst1. bis Z7. Jahr anstieg, sollte
transfergeschiltzt« treiben-»Jur-«Zinens"««dritieiiTeil,« ·d·e"rebenfalls
ziffernmäßig. in der gleichen Höhe wie der transfergefchützte Teil
sich hielt, war nicht nur auf Transferschutz, sondern auch ein Schutz
der inneren Aufbringung vorgesehen, d. h. sollte seine Aufbringung
im Innern Schwierigkeiten machen, so war die Möglichkeit eines

zweijährigen Zahlungsaufschubs gegeben. Ein vierter Teil endlich
war für Sachlieferungen vorbehalten, die nach zehn Jahren auf-
hörten und sich von 750 Millionen Goldmark im ersten Jahr auf
200 Millionen im zehnten Jahre verminderten. Jnsgefamt ergab
sich eine feste Iahreszahlung von 1650 Millionen RM. Für den

Fall, daß dieKonferenz diesen mit Vorbehalten versehenen Plan,
der namentlich auch auf den wirtschaftlichen Möglichkeiten der Zu-
kunft sich a-ufbaute, nicht annehmen sollte, war ein zweiter Plan B
in Aussicht genommen, der ausdrücklich unter Berücksichtigungnur

der gegenwärtigen deutschen Leistungsfähigkeit aufgestellt war, d. h.
also auf einer wesentlich schwächerenwirtschaftlichen Grundlage
beruhte. Dieser Plan sah eine dreiteilige Iahreszahlung vor, und

zwar einen transfergeschütztenTeil, der von 450 Millionen Gold-

Fnarkim ersten Jahr auf 725 im zehnten Jahr anstieg, um dann
in den Jahren 11 bis 57 825 Millionen Goldmark zu betragen.
Der zweite Teil war aufbringungs- und transfergeschüiztz seine
Ziffern waren die gleichen wie die des Teiles t. Der dritte Teil
endlich bestand in Sachlieferungen mit den gleichen Ziffern wie
beim Plane A. Um einen deutlichen und unmißverständlichenBe-
weis des deutschen Leistungswillens zu geben, schlugen die deutschen
Sachverständigenvor, daß im Falle des Eintritts von Transfers

schwierigkeiten die inneren Zahlungen geleistet und im Gegensatz
zu- den Bestimmungen des Dawesplans, der eine Ansammlungs-
grenze von 5 Milliarden Goldmark vorsieht, ohne Begrenzung an-

gesammelt werden sollten. Auch im Falle eines Moratoriums

sollten auf jeden Fall die aufgeschobenen Zahlungen später nach-
geleiftet werden. Auf jeden Fall aber beschränktedas deutsche Me-
morandum die Laufzeit der Reparationszahlungen im Gegensatz zu
den Wünschen der Gläubigermächte auf 37 Jahre und erwähnte
auch den Betrag, der seit dem Inkrafttreten des Friedensvertrages
getätigten deutschen Reparationsleistungen in Höhe von insgesamt
46,5 Milliarden Goldmark.

Nach Vorlage des hier kurz skizzierten deutschen Memorandums

beschloß die Vollkonferenz, das gesamte Ziffernmaterial von den

bisherigen RevelstokesAusschuß diskutieren zu lassen. Der Aus-

schuß hat am 18. April zwei Sitzungen abgehalten. In der Nach-
mittagssitzung wurde einstimmig und schriftlich ein Beschluß dahin-
gehend gefaßt, daß die deutsche Delegation, nachdem keinerlei An-

regungen über eine günstige Erhöhung der deutschen Leistungs-
fähigkeit gemacht wurden, sich außerstandesehe, mehr als 1650 Mil-

lionen Goldmark als Jahreszahlung anzubieten. Die deutschen
Sachverständigenfind also durchaus bereit gewesen,«höhere Jahres-
zahlungen in Betracht zu ziehen, falls ihnen von den übrigen Kon-

ferenzmitgliedern positive Möglichkeiten einer entsprechenden Er-

höhung der deutschen Zahlungsfähigkeit aufgewiesen werden würden.

Dasist nicht geschehen, und daher konnte man sich deutscherseits nur

an den aufgestellten Zahlungsplan B halten, da, wie bereits er-
wähnt, eine Diskussion des Zahlungsplans A ausdrücklich von der

Itonferenz abgelehnt worden war.

Mit diesem negativen Ausgang der Zifferndiskussion war die

Konferenz in ihr kritisches Stadium getreten. Das am 19.
plötzlicherfolgende Ableben des zweiten englischen Hauptdelegierten,
Lord Revelstoke, gab Gelegenheit zu einer mehrtägigen Aussetzung
der Verhandlungen und zur Einleitung privater Besprechungen mit
dem Ziele, das weitere Schicksal der Konferenz zu klären. In der

Vollsitzung am 23. wurde beschlossen, ein aus den sieben ersten
Delegierten der Konferenzgruppen bestehendes Redaktionskomitee zur
Ausarbeitung eines Konferenzberichtes einzusetzen, mit der gleich-
zeitigen Aufgabe, in Weiterführung der Konferenzarbeit eine Eini-

gung auch über die noch strittigen Fragen herbeizuführen. Ob trotz
der außerordentlichen Differenzen in der Ziffernfrage zwischen den

deutschen Sachverständigen und den Sachverständigender fremden
Delegationen eine Annäherung oder gar Überbrückungmöglich sein
wird, ist zur Stunde völlig unmöglich abzusehen. Aber selbst wenn

die Konferenz ihre eigentliche Aufgabe, eine vollständige und end-

gültige Regelung des Reparationsproblems herbeizuführen, nicht
lösen sollte, so. muß ihre Bedeutung als außerordentlich an-

gesprochen werden, hat sie doch auf jeden Fall die Diskussion über
eine praktische Lösung des Weltschuldenproblems ganz erheblich
weitergebracht und somit wertvollste Vorarbeit für die Durchführung
einer endgültigen Regelung zu günstigerer Zeit. geleistet.

10 Jahre Versaillea
Zum I. Mai, dem Tage der überreichunader Friedensbedinaunaen..

Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. R h e i n b a b e n , M. d. R.

Nach MehrtägigemWarten wurden der deutschen Delegation
Unter Führung des Grasen Brockdorfstantzau die Friedens-
beidin--gungen am 7. Mai 1919 mitgeteilt. Unsäglich schwere,
bcmge Monate gingen diesem historischen Ereignis voraus. Deutsch-
kswd,von Hunger usnid Bürgerkrieg gepeinigt, »durchmühsame An-

ittengungen zur Wiederherstellung innerer Ordnung und ver-

fassungs-mäßigerZustände mit den ersten und dringendsten Auf-
gaben der Tiquidation des verlorenen Krieges beschäftigt,war sechs
Monate wehrlos und ohnmächtig der brutalen Gewalt des Siegers
ausgeliefert gewesen. Die Waffenstillstandsbedins
Zungen hatten hart und grausam die ganze Schwere des kom-

mendenFriedens vorausahnen lassen — aber was an jenem Nach-
mlttag des 7. Mai 1919 an Willkür und Ungerechtigkeit seitens
der Sieg-er proklamiert wurde übertraf die schlimmsten Befürch-
tungen. Graf Brockdorfstanizau stellte in würdiger Form vor

dem versammelten Tribunal der Sieger den deutschen Willen zu-

·loyalerMitarbeit an einem für Deutschlands Ehre unid Lebens-
willen erträglichen Frieden-in Aussicht. Aus ClemenceausszMunde
sprach lediglich der Hohn des siegeks und sein«-wille, durch die

Dr·)’ki1Mgmit weiterer Gewalt, d. h. des militärischen Einmarsches

in Deutschland, den Diktatfrieden in kürzester Frist zur
Unterzeichnung zu bringen. Schmerzvolle Erinnerungen bewegen
uns noch heute nach zehn Jahren, wenn wir an jene furchtbaren
Tage und Wochen nach dem 7. Mai und schließlichdes 16. Iuni 1919

gedenken, an dem nach nur sehr geringfügigen Änderungen des

Diktates das; endgültige Ultimatum der Sieger ausgesprochen
wurde, idem eine Mehrheit der DeutschenNationalversammslung am

27.Iuni entsprach. Weltenwende—deutfches Schicksal!
Wenn jemals für ein Volk die Parole richtig war, alle Kräfte

zusammenzufassen und im unbeirrbaren Glauben an eine gerechtere-
und bessere Zukunft im Blick auf diese an die Arbeit des Tages zu
gehen, so gilt diese Parole heute für das deutsche Volk. Aller-

dings, es gibt für diese Parole sehr wichtige Voraussetzungen.
Kein wirklicher Staatsmann und kein ernsthafter Politiker kann-
und darf an den Lehren der Vergangenheit vorübergehen. Keiner
kann selbst heute, zehn Jahre nach ,,Verfailles«, den Anspruch er-

heben, ein Führer in deutsche Zukunft zu sein, der sich bei dieser
Arbeit nicht der ganzen dauernden Schwere des Friedensdiktates.

. von Versailles und vor allen Dingen seines inneren Sinnes bewußt
bleibt. Man hat damals weder auf irgendeine Stimme der Ver-

Iss
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nunst, noch viel weniger auf Deutschland selbst gehört. Der

Triumph des Siegers, der Wille zur Niederhaltung, Schwächung,
Auspressung Deutschlands auf unabsehbare Zeit war das Ent-

scheidende in der Einstellung der anderen. Nur mit größter Er-

schütterung kann man heute die Einzelheiten von den internen Ver-

handlungen der Sieger Unter sich und insbesondere von der kläg-

lichen Rolle lesen und in sich verarbeiten, die damals, an einer

Weltenwende, der nach dem Zusammenbruch Deutschlands zunächst
allmächtige Präsident der Vereinigten Staaten,

Wilson, gespielt hat. Es ist wohl keine Übertreibung, wenn man

behauptet, daß die Geschichte eine ähnliche Chance bisher niemals

einem einzelnen Menschen gegeben hat und wohl kaum jemals
wieder geben wird. Was Präsident Wilson damals in den ersten
Wochen nach der deutschen Niederlage »von der Sekunde aus-

geschlagen hat, wird keine Ewigkeit zurückbringen«.Er hat erreicht,
daß sein Lieblingsgedanke, der Völkerbund, zum ,,integralen
Bestandteil der Friedensverträge« wurde. Er hat verschuldet,«daß
die Gerechtigkeit ihr Haupt verhüllte und ein tüchtiges Volk mit

stolzer Vergangenheit für unsäiglicheOpfer und Heldentatsen zuseiner
V sesrtseidigunggals Groß-machstin- einer Weise gestraft worden

ist, wie es in den letzten Jahrzehnten vor dem Weltkriege wohl
niemand in der ganzen zivilisierten Welt für irgendein besiegtes
Volk als theoretisch möglich bezeichnet haben würde. Der damalige
Leiter der englischen Politik, Herr Lloyd George, hat sicher-
lich —- sein Dokument von Fontainebleau beweist es — einen anderen

Frieden gewünscht und zeitweise ernstlich erstrebt. Er war jedoch
durch eigene Schuld der Gefangene der öffentlichenMeinung seines
Landes und letzten Endes viel zu sehr ein Mann des Augenblicks
und des Kompromisses, um seine Absichten hinsichtlich eines

Friedens der Mäßigung durchsetzen zu können. Der eigentliche
Triumphator waren Herr Clemenceau und fein Land. Europa
bekam ein neues Antlitz. ,Drei Kaiserreiche brachen in Trümmer,

eins davon, Osterveichssingarm verschwand von der Tandsksarte
Weite, rein deutsche Gebiete wurden vom Mutterlande abgetrennt
und seine Menschen wie »Schachfiguren von einem Staat in einen

anderen geschoben«. Reiche und zukunftsvolle koloniale Gebiete

wurden unter heuchlerischsen Formeln und Begrsündungen an die

Sieger verteilt. Neue Staaten wurden in Europa nach demselben
«,Selbstbestimmungsrecht der· Völker« geschaffen, das

dem deutschen Volke verweigert wurde. Sie schlossen politisch,
militärifch und wirtschaftlich einen festen Ring um das verkleinerte,

wichtigster Rohstoffe und Agrargebiete beraubte und einseitig ent-

waffnete Deutschland. Nur die Fundamente des Bismarckschen
Reiches blieben bestehen — eine neue Epoche der Welt-

geschichte begann.

Konnte das deutsche Volk unter dem Friedensdiktat von Ver-

sailles leben, seinen Staat und seine Wirtschaft wieder aufbauen?
Wir glaubten es damals alle nicht — und sind trotzdem ans Werk

gegangen. Vergessen wir im heutigen Tempo der Zeit nicht allzu
schnell, was sich in diesen ersten zehn Nachkriegsjahren ereignet
hatt Können wir von uns sagen, daß wir durch die mühevolle
Arbeit dieser Epoche als Nsatsi osn geläutert worden sind? Haben
wir im Notjahre 1929 nun endlich festen Grund unter den Füßen?
Brauchen wir die Ursachen der Leiden und Opfer der Vergangen-
heit nicht mehr in unsere politische Rechnung einzustellen? Auf
diese ernsten Fragen finden wir die richtige Antwort nur d a nn,
wenn wir uns bewußt bleiben, was wir eigentlich in diesen letzten
zehn Jahren erlebt haben.

Das Aufflammen der Herzen und Sinne, der leidenschaftliche
Protest gegen das, was uns in Versailles angetan wurde, ist schnell
verflogen. Leise und der großen Masse unseres Volkes unmerklich,
setzte die Jnflation ein und verhüllte wie ein Schneefall an

stillen Wintertagen den brüchigen Grund, auf dem wir als Staat,
Volk und Kulturgemeinschaft uns befanden. Und wenn man dieses
Bild weiterausspannen will, dann könnte man wohl der Ansicht
sein, daß, wie die Decke des Schnees im Winter die Erde vor Frost
und Kälte schützt,vielleicht auch die Jnflation, so schmerzliche Ein-

wirkungen sie haben sollte, in jener ersten Periode nach dem Kriege
— historisch gesehen —- das eine Gute hatte, daß sie wenigstens
dafür sorgte, daß das deutsche Volk zunächst überhaupt wieder an

die schwere Arbeit des Tages ging. Der Historiker wird einmal

feststellen, daß in den Schicksalsjahren zwischen 1919 und 1923,
im Kampfe gegen die westlichen Sieger und den von Osten heran-
drängenden Bolschewismus, der deutsche Staat und die deutsche
Wirtschaft nichts anderes taten, als um ihre Existenz zu
kämpfen und schließlich dabei hart am Rande des Abgrundes
standen. Trotzdem war ein beträchtlicher Teil unseres Volkes voller

Hoffnung, durch Selbstbesinnung und« äußerste Anstrengung in

irgendeiner nahen und absehbarenZeit das deutsche Schicksal wieder
zum Guten wenden zu können. Heute, im Frühjahr 1929, sind
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mehr als fünf Jahre seit jenen dunklen Herbst-s und Wintertagen
des Ruhrjahres verflossen. Staat und Wirtschaft stehen auf un-

gleich festeren Grundlagen. Und doch scheint es zuweilen, als ob

wir von jener Selbstbesinnung, jenem Arbeitswillen, jenem Aus-

blick in eine bessere deutsche Zukunft der ersten Nachkriegsjahre
stimmungsmäßisg weiter entfernt seien, »als damals. Drohen unsere
Kräfte zum Wiederaufbau nachzulassen oder kommt erst jetzt,
zehn Jahre nach Versailles, der ganze Umfang der äußeren Nieder-

lage und des inneren Zusammenbruchs den führenden Schichten
zum Bewußtsein, während große Teile unseres Volkes die Befriedi-
gung materieller und berufsständischer Wünsche
fälschlicherweiseder P olitik gleichsetth

Gibt es ein Heilmitel gegen solchen Kleinmut, solche Zer-
fplitterungP Es liegt weniger im Streben nach Vervollkommnung
in Spezialwissenschaft, berufsständischem oder organisatorischem
Sondergebiet, als in der Erweckung eines Stromes natio-
naler Willenskräfte, der allein aus der Erkenntnis der

großen Zusammenhänge deutscher Außen-,
Innen-, Wirtschafts- und Kulturpolitik fließen
kann. Versuchen wir deshalb, einen Sinn in die zehnjährige
Nachkriegsepoche hineinzubringen und die Linie zu finden, auf
welcher wir trotz aller Hindernisse schließlich doch vorwärts
gegangen sind.

Blicken wir zunächst auf das weite Gebiet der Wirts ch aft.
»Reparationen und Sicherheit«, das war die Forderung der Sieger.
Prjmum vivere —- erst leben, dann erfüllen und bezahlen, das

war die Formel, die wir mit wechselndem Glück, Geschick und Er-

folg als unser deutsches Ziel aufstellten. Wirtschaft und Politik
berührten sich nicht nur, sie gingen ineinander über, und töricht
wäre es, für das, was Deutschland tat und tun mußte, sophistisch
und theoretisch die Grenzlinien zwischen beiden ergründen zu
wollen. Die Gegenseite, Präsident Wilson zuerst und am meisten,
hat ihr feierliches Wort gebrochen, als sie von dem besiegten, zu-
saminenigebrochenen und wehrlos-en Deutschland Tribiute in un-

erreichbarer Höhe verlangte und sie mit Gewalt erpreßte. Jn den

Noten, die dem Waffenstillstand vorausgingen, hatten wir uns zur
Wiederherstellung der Zivilschäden verpflichtet. Die Gegenseite
fügte die Forderung nach Wiedererstattung der Pensionen und
Renten an die Kriegshinterbliebenen, Kriegsbeschädigten usw.
hinzu. Ein Mann, wie der in den letzten Jahren so in den Vorder-
grund getretene französischeMinister Loucheuy kam damals in

seinen Berechnungen der deutschen Tributzahlungen zu der phans
tastischen Summe von 800 Milliarden Mark, cwährend idie traurig-e
Berühmtheit des Herr-n Klotz den Deutschen schlechthin ,,.alles be-

zahlen« machen wollte. Jm Enderfolg haben die Forderungen der

Franzosen, denen sism Großen und Ganz-en auch die-Engländer zu-

stimmten,bis 1923 lediglich den Erfolg gehabt, daß Deutschland
nicht jene Ruhe und Atempause zur Stabilisierung seiner Währung
und Ordnung seines Haushalts fand, die von Männern wie
Simons, Rathenau und Wirth, gestützt auf namhafteste Sach-
verständige des Jnlandes und des neutralen Auslandes, immer
wieder als erste Vorbedingung dafür bezeichnet wurde, daß Deutsch-
land überhaupt Kriegsentschädigung bezahlte. Die Konferenzen
von Boulogne, Paris, Cannes, Genua ziehen in der Erinnerung
vorüber. Wir gedenken vor allem des Jahres I92Z. Der Ruhr-
einbruch hatte nicht nur nicht mehr das Geringste mit wirtschaft-
licher Vernunft zu tun, sondern enthielt zwei klare politische
Ziele Frankreichs: Rache der französischenArmee und eines großen
Teiles des französischenVolkes für die Niederlage von 1870 und
Streben fast des ganzen französischenVolkes nach Abtrennung des
Rheins von Deutschland. Neben der Gewalt der Waffen wirkte
Geld, Bestechung und Korruption. Frankreich verschmähte es nicht,
die Sumpfpflanze des Separatismus in seinen Dienst zu stellen,
und während kommunistischer Aufruhr in Sachsen sich gegen die

Reichsgewalt wandte, nationalsozialistischer Unverstand in Bayern
den Bürgerkrieg zu entfesseln strebte, war das deutsche Volk auf
dem Tief p u n k t der Entwicklung seit dem 9. November tgts
angelangt. . . .

Dieser Tiefpunkt war gleichzeitig der W e n d e p u n kt. Von

außen her kam Unterstützung für jene innerd euts ch en

Kräfte, die auch in den dunkelsten Tagen nicht verzweifelten,
sondern mit den ihnen noch möglichen Mitteln versucht hatten, das

Reich zu erhalten. Die englische Politik raffte sich zur Vermittlung
auf, die amerikanische Politik und Finanz trat ihre neue Ein-

wirkung auf Europa an. Ein geschichtliches Moment

stärkster Bedeutung Es kam der Dawesplan
Wenn wir heute, 1929, um eine Revision und Berücksichtigung

der wirklichen deutschen Leistungsfähigkeitringen, dann wollen wir
in diesem Kampf uns daran erinnern, daß die Zahlen des Dawess

»Hm
«
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plans ebensowenig wie die heute von unseren Gläubigernge-

fordert-en Ziffern wirtschaft lich-er Vernunft und Einsichtents
sprechen Die Veröffentlichung der Protokolle der Sachverstandigen-
kommission vom März 1924 würde ergeben,daß namhafteMit-
glieder schon damals für die deutschen TributzahlungeneineHochsts
ziffer von etwa 1750 Millionen genannt hatten, die lediglich des-

halb auf 2,5 Milliarden in der letzten Phase der Verhandlungen
erhöht worden ist, weil sonst Herr Poincarå dem sogenanntes-:
«Wirtschaftlichen Urteil von Sachverständigen«nicht zugeftimm
hätte. Mit anderen Worten: Wenn heute sich einwandfrei der

Fehlschlasgs des Dawesplanes herausgestellthat, wenn

jeder mit den einfachsten volkswirtschaftlichen Kenntnissen behasteste
Franzose, Engländer, Amerikaner festzustellenvermag, daß Deutsch-
land seine Kriegsentschädigung nicht aus Überschüssen,sondern mit
geborgten Geldern bisher bezahlt hat, dann ist es» wohl nicht

Unintereffant, daran hinzuweisen, daß das Pariser deutsche
Angebot von 1650 Millionen sich annähernd mit Jenen «Ziffern
deckt, die im Frühjahr 1924 »die wirtschaftliche Vernunft nam-

kiaftek auswärtiger Ssachsverständsigerals Höchstsumme be-

zeichnete.

Nichts ist seitdem geschehen, was eine höhere deutsche Leistungs-
fähigkeit als berechtigt erklären könnte. Eigenartig genug ist die

Entwicklung gelaufen. Wir erlebten, äußerlich ähnlich den ersten
Jnflationsjahren, aber innerlich uäitgleichFesuindeweinen starken
Antrieb der« deutschen- Wirtschaft

H«

bet’ di «öffentlictsentAusgaben
und die Belastungen der Wirtschaft stiegen in noch schnellerem
Tempo. Befremd·lich, ldoch wiederum psycholoigisch interessant ist, daß
in den abgelaufenen Jahren seit 1924 so manche Verantwortliche
in Deutschland eine neue Krise kommen sahen und daßtrotzdem die
zusammenschließendestaatsmännischeKraft fehlte, ihr rechtzeitig
durch Reformen, Vereinfachungen und äußersteSparsamkeitzu vbes
gegnen. Aber trotzdem: Haben jene recht,»dieim Rückblick»auf diese
zweite Epoche der Uachkriegszeit n u r.Kritik übenund auf die unnötig
hohen Ausgaben in Reich, Ländern und Gemeinden oder Mißstände
in der sozialpolitischen Gesetzgebung hinweisen? Oder liegt nicht
in Wahrheit die Erklärung für diesen unheilvollen Prozeßsehr
nahe: Das deutsche Volk hat bis heute in Staat und Wirtschaft
noch keinen festen Boden unter den Füßen. Es.hat noch
keine Hoffnung, viel weniger Gewißheit, daß die Erträgnisse seiner
Arbeit in einer geordneten Wirtschaft und einfachen, klaren Ver-

waltung überwiesgendzum Lohn seiner eigenen Anstrengung-en
werden. Noch arbeitet das deutsche Volk viel zu sehr lediglichvni
zu leben und zu wenig mit dem Gedanken an das Ziel seiner
Freiheit und unabhängigkeit. mit Recht suchte es

nach soviel Schwer-ern auch wiedecr Freude sann Dasein. Es ging
ernsten und trüben Erwägungen im Hinblick auf die Zukunft gern
aus dem Wege. Es genoß die Gegenwart, es suchte seine materielle
Tage nach Kräften zu bessern, aber es stellte sich nicht genügend auf
den weiteren Kampf gegen »Versailles«, d. h. um die

Wiederherstellung seiner wirtschaftlichen und

finanziellen Souveränität ein« Das kam äußerlich
schon dadurch zum Ausdruck, daß weiteste Kreise sich überraschend
schnell mit der Tatsache abgefunden hatten, daß eine demütigende
internationale Kontrolle auf dem wichtigsten Gebiet
der Wirtschaft und des Verkehrswesens die innendeutsche Be-
wegungs- und Handlungsfreiheit empfindlich beschränkte. In
solcher Einstellung unseres Volkes begannen die P aris er Ver -

h Hin d l u n g e n d e s F r ü h jahrs 1929. Jhr Verlauf hat gezeigt,
UZWschwer zehn Jahre nach Friedensfchluß noch die Felsblöcke sind,
die an dem Wege deutscher Freiheit liegen. . .

·

Und was tat demgegenüberdie Politik P Sie unterstützte
die Wirtschaft- wo sie konnte und versuchte auf ihrem Gebiet die

aUmäkilicheWiederherstellung deutscher Souveränität. Das Streben

Und der Stil eines besiegten Volkes ist ein recht anderer, als der
eines Staates im Glanz der Macht. Freilich, die äußer e F orm

scheint bei dem einen wie dem anderen sich neuerdings zu ähneln.

Aber wir haben bald erkennen müssen, daß unter der schillernden
ciUßekenFassade von Friedensreden und Friedensbeteuerungen der
anderen der harte Wille des Siegers unverändert fortbesteht,
Mit Hilfe der auf überlegene militärische Rüstung begründeten
Macht die nationalen Interessen auf Kosten der Besiegten
313 fördern. Als wir im Jahre 1924 dem Gebot des Primum
VII-ers in der vorläufigen Gestalt des Dawesplanes Rechnung ge-
tragen hatten, hat dsie deutsche Außenpolitik durch das Vertragswerk
Von is o c a r n o tdurch »den Ein-tritt iisn den V ö l k e r b u n d, durch die

Zustimmungzum Kessl loggp akt und diurch ihre gesamte Friedens-
pvlitik versucht, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß der
« List von Versailles« einem anderen Geiste loisaler
Zusammenarbeit der Völker im gegenseitigen

—lungsfähigen, freien Staat zu machen, die

- zu ziehen!

Interesse weiche. Sie hat nur Anfangs- und Teil-

erfolge errungen, die wahrlich keinen Grund zur Befriedigung
geben. Die Gegenseite hat eine andere Auffassung von dem

Versailler Vertrage als wir. Nicht in einem einzigen Falle hat bis-

her das Recht gesiegt, so wie es von deutscher Seite über die

Parteischranken hinweg von rechts bis links mit gesundem
Menschenverstand und objektiver Auslegung gedeutet wurde,
sondern stets die Macht und die Interessen der anderen.

Zehn Jahre nach dem Friedensfchluß stehen noch mehr als

60 000 Mann fremder Truppen auf deutschem Gebiet, und man

verweigert uns neben der Rheinlandräumung auf dem Gebiete der

Abrüstung und des Minderheitenschutzes die sinn-
gemäße Durchführung wichtiger anderer Rechtstitel des Versailler
Vertrages . «

Wie kommen wir zur Revision des Versailler Ver-

trages ? Weder wirtschaftliche Vernunft noch der Geist des

Rechts und der Gerechtigkeit, noch allgemeine Friedenssehnsucht
-

und freundlichere Gefühle einzelner Verständigungskreise haben
uns bisher Freiheit und Gleichberechtigung wiedergegeben. Was

1919 war und was 1929 ist, lehrt uns unerbittlich und deutlich,
daß unsere nächste und dringendste Aufgabe bleibt, im

politischen Ringen mit den westeuropäischen Sieger-
m ä ch t e n und in der Zusammenarbeit mit der a m e r i k a -

nischen politischen und wirtschaftlichen Groß-
ma ch t zunächst einmal den« W elt krie g auf jenen beiden Ge-
bieten zu liq u i d i e r e n , auf denen die Beschränkung der deut-
schen Souveränität am schmerzlichsten und fühlbarsten sich aus-

wirkt: Befatzung und unerträgliche Höhe der
K r i e g s e n t s ch ä d i g u n g. Die Tagesereignifse und ihre Be-

gleiterscheinungen kommen und gehen. Was in all diesen zehn
Jahren vor uns stand und bis auf weiteres vor uns stehen wird,
ist das Streben F r a n k r e ich s , feine Siegerstellung und seine
Vorherrschaft in Europa zu bewahren und auszubauen. Daneben
wirkt sich ein englischer lauer Opportunismus in bezug auf
deutsche Dinge Und Ziele aus, in. dem nicht nur Reste der Vor-
kriegs- und Kriegseinstellung gegen Deutschland liegen, sondern
auch die Besorgnis vor neuer deutscher wirtschaftlicher Konkurrenz
ihre Rolle spielt. Gewiß, für das M or ge n gilt der Satz, daß die

deutsche Zukunft im Osten und Südosten Europas liegt.
Für das Heute jedoch gilt das harte Gebot für jeden Deutschen:
Werde wieder Angehöriger eines freien Volkes!
Der Weg zu dieser Freiheit geht nun aber unerbittlich über das-

Ringen mit Frankreich und England, das nun schon
zehn Jahre der deutschen Außenpolitik seinen Stempel aufgedrückt
hat-. Daneben geht alles in die Jrre, was an Ratschlägen für eine
»O rientierung« der deutschen Politik in anderer Richtung
geäußert wird. Gerade unsere heutige Lage erweist es täglich aufs
neue, daß die beiden Haupterrungenschaften der

Jahre 1924 und 1925 —- Schaffung einer gesicherten deutschen
Währung und Herstellung einer. international, staatlich und

wirtschaftlich funsdierten feste r e n A b iw e h r st e l l u n g
Deutschlands gegenüber unerträglichen Forderungen von außen —-

die These derer Lügen strafen, die dauernd von völliger Erfolglosigs
keit des deutschen politischen Ringens der letzten Jahre sprechen!

Stehen wir heute vor neuen Krisen und sollten sie wirk-
lich notwendig sein, um durch die Wucht der Tatsachen der Ver-
nunft endgültig eine Gasse zu bahnen-I Wir wissen es nicht. Wir

wissen nur, daß es die vom Schicksal gestellte Aufgabe
unserer Generation ist, Deutschland wieder zum hand-

deutsche
Wirtschaft zu stabilisieren und ertragsfähig zu
gestalten und dem Gedanken des Deutschtums über die
Staatsgrenzen hinaus in Europa und der Welt zu neuer Geltung
zu verhelfen. Wir Deutschen haben weder den angelsächsischen,·
uns oft ziemlich brut·al, manchmal auch ein wenig naiv an-«
mutenden politischen Instinkt, noch steht uns die Phrase
der lateinischen Völker und ihre Auswirkung zur Verfügung. Wir
wollen wissen und dann wollen wir handeln. So sollten
wir nach dieser Methode von ,,Versailles« und dem, was in zehn
Jahren nach ,,Versailles« geschah, das Wissen herleiten, daß
unser Volk nur in langer Arbeit und in Einigkeit
und Geschlossenheit zu ftaatlichem Ganzen, in

wirtschaftlicher Arbeitsgemeinschaft und im

heißen Bekenntnis zum Gedankenldes deutschen
Volkstums zu Freiheit und neuer Größe aufzu-
steigen vermag. Aber dieses Wissen allein ge-
nügt nicht. Es muß mehr als bisher ein Wille

sich bilden, die richtigen Folgerungen aus ihm

ist

«
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Das Straßburger Münster-.
Von Franz Dülberg

Eine Kathedrale des Mittelalters war etwas anderes als eine

Ausgabe, die ein mehr oder minder geheimer Baurat mit Reißbrett
und Eingaben inr Verlan ein-es knappen Jahrzehnts erledigt. Sie
war auch mehr als die alle Fernstehenden unberührt lassende An-

gelegenheit eines einzel--
nen Religionsbekennt-
nisses. Straßburgs Mün-
ster, in der Romantikers

zeit vielleicht mehr laut

besungen als tief erkannt,
erlebte seine entschei-
dende Zeit des Wachsens
und Gedeihens vom letzten
Viertel des zwölften bis

zur ersten Hälfte des

fünfzehnten Jahrhunderts
—- also durch mehr als
ein Vierteljahrtausendl
Zuerst von den Bischöfen,
dann von der Bürger-
schaft betrieben, war der

Dombau und sein bild-

nerischer Schmuck die Ge-

legenheit, zu der sich alle

künstlerischenKräfte die-

ser langen und reich be-

wegten Zeit sammeln
mußten, schon weil für
den öffentlichen Ausdruck
einer abseitsstehenden
persönlichenWeltanschau-

ung auch die allereinfachsten Einrichtungen und Voraussetzungen
fehlten.
Gewiß wird kein Einsichtiger heute auf die in schweren

Kämpfen errungene Freiheit des Künstlers verzichten wollen, selber
den Gedanken zu wählen, den er mit seinem Werk ausdrücken will.
Unverkennbar aber bleibt, daß der gei-
stig arbeitende Mensch unserer Tage
einen erheblichen, ja oft den besten Teil

seiner Kraft bei dem Ringen um die

ekigene Weltanschauung und Stellung--
nahme verbraucht. Der mittelalterliche
Baukünstler, Bildhauer und Maler ver-

mochte das volle Maß der ihm verliehe-
nen Begabung ohne Abzug der Durch-
geistigung und beseelten Ausführung des

als Stoff bis aufs letzte fertig vor ihm
liegenden Werkes zu widmen.

— Gar keine rötselhafte oder zauber-
hafte Geheimursache also ist es, die den

eigentümlichen Reiz und Wert der

größten Venkmale der Kirchenbaukunst
des Mittelalters begründet. Einen Reiz
und Wert, den auch der Nichtkatholik, ja
der dem kirchlichen Leben Abgewandte m

unverminderter Stärke zu empfinden
»

vermag. Handelt es sich doch einfach um das Gefaß, das durch

Jahrhunderte hindurch die edelste Kraft geistig angespannter
Menschen im Grenzbezirk zweier hochbegabter Nationen in sich
aufgenommen hatl

Das soeben angedeutete »Grenzermäßige«,
zwischen französischem und deutschem
Wesen ist durchaus nicht eine Sonder-

eigenschaft des Straßburger Kirchen-
baus. Wie die großen Heldengedichte
des Mittelalters, der ,,Parzival« und

,,Tristan«, auf Grund keltisch-französi-
scher Vorlagen in Wolframs von Escheni
bach und Gottfrieds von Straßburg
Fassung, deutschen Bildreichtum der

Sprache, deutsche Seelenergründung in

sich aufgenommen haben, so tragen auch
tief im deutschen Kernlande gelegene
Dame, der Bamberger und der Naum-

bürger, in der Bauanlage und im bild-

hauerischen ,Schmuck die deutlichen
Spuren französischer Anregungen, die

im deutschen Sinne vertieft und berei-

chert wurden. Gerade deutsche Kunst-
forscher, an ihrer Spitze Wilhelm Vöge,
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Die Synosoge

der Austausch

ers-
B

Leidende Frau

Klagende Apostel

waren es, die vor mehr als dreißig Jahren, zuerst von den Ver-
tret-ern der salleinseligmachenden »italien-i-schen«Lehre verspottet und

bekämpft, den Vorrang Frankreichs in der Erweckung des heute
»gotisch«genannten Baustils, in der Schaffung einer beseelten und

nach-freibewegten kirchlichen Bildhauerkunst
wiesen. Auf Vöges Spu-
ren schreitet Richard Ha-
mann, der Marburger
Kunstgeschichtslehrer, der

zusammen mit Hans Wei-

gert jetzt das Straßburger
Münster im Deutschen
Kunstverlag Berlin in einer

nach Zahl und Güte der

Abbildungen und würdig
männlicher Gehaltenheit
der geistigen Anschauung
vorbildljchen Ausgabe dar-
bietet.

Man braucht
kaum hervorzuheben, daß
geschichtliche Tatsachen
durch politische Ereignisse
der Zeit, in der wir leben,
nicht verändert werden
können. Kein einsichts-
voller Franzose wird, weil
Grünewalds Jsenheimer
Altar mit der Stadt Col-
mar durch den Friedens-
fchluß von 1919 an Frank-
reich gefallen ist, den großen Aschaffenburger Meister der »fran-
zösischen Schule« zurechnen. Nicht größere Veranlassung besteht
für uns, jetzt, weil sdas Straßburger Münster der französischen
Kirchen- und Denkmalsverwaltung untersteht, das, was uns an dem

vielgestaltigen Werke deutsch und was fremden Wesens erscheint,
anders zu sehen als vormals. —- Mit

Recht hebt Hamann hervor, daß sich
unter den Bischöfen, die bis 1704 in

Straßburg regierten, kaum ein einziger
Französisch-Sprachiger befand. Auch die

wenigen erhaltenen Namen der am Werk

mitschaffenden Künstler sind sämtlich
deutsch. Der Kölner Dom, ruft der ge-

« wiß durch seine Studien eng mit Frank-
reich verbundene Herausgeber aus, hat
mehr von sranzösischem Geist in sich
aufgenommen als das Straßburger
Münster.

Freilich tun solche unwidersprech-
lichen Wahrheiten wieder ihrerseits der

Tatsache keinen Eintrag, daß die großen
Gedanken der Französischen Revolution
einen doch recht erheblichen Teil der

Elsässer und Lothringer für den politi-
schen Anschluß an Frankreich, wenn

auch nicht so sehr für die Annahme französischerSitte und Sprache-
gewonnen haben. Das Tragische hierbei ist freilich, daß ein grobes
veräußerlichendes Mißverstehen dieser lebenskräftigen Befreiungs-
gedanken den irrsinnigen Statuenmord verschuldet hat, der, wie so
viele andere

«

Kirchen auf französischem Boden, auch Straßburgs
Münster des überwiegenden Teils

seines mittelalterlichen bildhauerischen
Schmuckes beraubt hat«

Erhebender als dieses unheilbare
Verschulden, das den Kunstfreund zwingt,
edelste Reste der Bildhauerkunst statt an

dem ihnen gebührenden Platze in dem

allmählich zu einem Münstermuseum
werdenden »Frauenhause« aufzusuchen,
wirkt die innere, echt deutsche, stim-
mungsmäßig an die Geschichte der Faus -

dichtung erinnernde Tragödie des Mün-

sterbaues. Langsam, mit der Gründlich-
keit ernstesten Ringens schiebt sich die

Entwicklung von den schweren romani-

schen Teilen der Krypta, der« Apsis und
des Ostchores über die Nahtstelle des

südlichen Querschifstlügels, wo wir
das Verlassen des ursprünglichen plans

des Mittelalters

wohl

«
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an heute noch sichtbaren Spuren feststellen können, zu der immer

noch etwas breitbeinigen Gotik des Langhauses und·.zumkristallenen
Wundergeflecht der Westfassade. Auch hier sind nicht alle Blüten-
träume gereift: die edle Durchsichtigkeit des ,,Risses B , den

Hamann wohl mit Recht dem größten Namen unter den Dombaus
Meistern, dem 1518 verstorbenen ,,Gubern«ator« Erwin zuschreibt,
wurde wohl schon von Erwins Sohne Johannes zugunsten
Massiger Zwischenbauten verlassen. Jn der Rose, diesem reichstfen
und sinnvollsten und dabei doch nirgends gewichtlosen Schmuckstuck
CUS gotischen Strahlen, dürfen wir wohl das klarste erhaltene Ab-
bild Erwinschen Geistes erblicken.

"

Seelische Vertiefung wertvollen, aus der Fremde übernommenen
Kunstgutes spricht uns aus den kostbarsten der erhaltenen Bild-
Iiauerwerke des Münsters an. Der Meister, der etwa im dritten
Jahrzehnt des dreizehnten Jahrhunderts am noch fast romanischen
Südportal des Querschiffs das im edlen Einklang der Bewegungen
so ergreifende Relief des Marientodes geschaffen hat, gehörte viel- .

Ieicht in Jugendjahren zu der Schar der Helfer an der Kathedrale
von Chartres. Hat es doch auch in späteren Jahrhunderten an

niederländischen,deutschen, dann italienischen Künstlern im Kunst-
betrieb der französischenFürstenhöfe nicht gefehltl Aber der tief-
grabende Ernst der Schmerzenszüge, den seine klagenden Apostel
und die mit blinder Verbissenheit ihrem Leid hingegebene

Frau aufweisen, geht an Jnnigkeit des Ausdrucks über alles

hinaus, was man in Chartres oder anderen französischenKathes
dralen sehen kann.

Eine spätere, rein gotische Leistung desselben Künstlers ist nach
Hamann die berühmte, jetzt an Ort und Stelle durch Kopien ersetzte
Gruppe der triumphierenden Kirche und der gebrochenen Spnagoge.
Jn der ruhig abwartenden Haltung der Rechtgläubigkeit liegt hier
kein Hohn, und der Verkörperung des Judentums hat der Bild-
hauer in ritterlicher Gesinnung reinste und edelste Züge gegeben.
Gewiß offenbart sich in den mehr als ein halbes Jahrhundert

späteren Portalfiguren der Westfront mancher in besonderem Sinne
französisch anmutende Zug. Etwa in den reichlich spielerischen, auf
den Tastern stehenden ,,Tugenden«, oder in der fast kabarettartigen
Gruppe, die-der böse ,«Fürst der Welt« mit einer der törichten
Jungfrauen bildet. Zu tiefstem Ernst dringt aber auch hier ein be-

sonderer Künstler vor, der im geistigen Anschluß an den Meister der

,,Ecclesia«, der triumphierenden Kirche, die oft von schöner
Leidenschaftlichkeit erfüllten prophetengestalten des Mittelportals
er chus.s

Das im eigentlichsten Sinnetdeutsche Münsterwerk Hamanns
und Weigerts haben örtliche, also heute französische Behörden hilf-
reich begünstigt. Gemeinsam herausgeben ist immer besser als- ge-
meinsam zerstören.

Ausnahmen des kunsth. Instituts in Marburg , Lahn. Entnommen dem Werk Hainann-Weigert: Das Straßbiirger Münster und seine Bimboer Deutscher Kiniitvcrlag, Berlin.
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Von den Matriknlarbeiträgenzu den sLänderüberweisungen
Von Illinisterialdirektor Dr. Hog, Berlin.

·

I. Das Thema ist ein Ausschnitt aus dem Gebiet des

Finanzausgleichs, d. h. der Gesamtregelung der finan-
ziellen Beziehungen der in einem Einheitsstaate oder in einer

Staatenverbindung vorhandenen Gebietskörperschaften. Die Be-

zeichnung»Finanzausgleich«hat sich in Deutschland erst einige Zeit
nach Kriegsende eingebürgert. Das Problem selbst ist aber alt;
im Einheitsstaat, wo es sich nur um das Verhältnis des Staates zu
den Gemeindenund Gemeindeverbänden handelt, verhältnismäßig
emfachi wird es in seiner Bedeutung gewaltig gesteigert in Staats-
gebildew in denen mehrere Glied taaten uammen echlo en sind
(Staatenbund, Bundesstaat).

f z s g s ss

Da- wo im zusammengesetzten Staat eine restlose Trennung
JIWAUftellung der«Steuerquellenaus die verschiedenen Gebiets-

Skpekschaftepaus finanziellen oder politischen Gründen sich als

FichtSdUkchfUhrbarerweist,herrscht ein M i s chsy st em in der Art,

bEIßkJeUequexlengemeinsamauf Rechnung der verschiedenen Ge-

stäjxäpeergggstenbewirtschaftet werden. Es sind verschiedene
·

r gemein amen Be
·

t a tun denkbar
und praktisch verwirklicht:f wir sch f g

Die eine Form i·t ssd
schließt die ..b

l as sogenannte Umlagesystem Es
U ergeordnete Gebietskörperschaftan die eingeordnetenan. Die ubergeordnete Körperschat hat mit dem Steuer lichti en

selbstUnmlttelbar Miit-s zu tun,fsondern hatt sich nupkfan gdie
nmgePrdnetenGebtetskokpekschaftenzderen Steuern berühren sie

UlkfMspjemsals sie den Maßstab für die Umiage bilden. Eine

t
Iri dlejes Systems Ist das System der Matrikularbei-

alkagesMsOsernverschieden von dem eigentlichen Umlagesystem,
kS Maßstab sur die Umlage in der Regel nicht das Steueraufs
Ommenisondern die Bevölkerungszahl bildet. Die Einrichtung der

Mkltrjkularbeiträgedeutet, auch wenn sie nur zur Ergänzung von

selbstand
emen geringen Grad politischer zentralisation hin.

Dagegenist das System der Steuerüberweisungen
Yennselckleneiner starken Zentralgewalt Es besteht darin, daß
die ubergeordnete Gebietskörperschaft die gemeinsamen Steuern
aIleinerhebt- von ihnen aber ein Teil an die eingegliederten Gebietss -

kmkpekjchciftenüberweist. Von einer dritten Form steuerlicher
Gemeinschaftswirtschaft,der Form der Zuschläge durch den

UEND-geordnetenVerband zu einer von der übergeordneten Gebietss

kdrpekschaftin erster Linie für sich in Anspruch genommenen
Steuer, soll hier nicht weiter die Rede sein.

·

.

II. Das System der Matrikularbeiträge hat das alte Deutsche

Fetchais Erbschaft des Heiligen Römischen Reichs veutscheeriatiou

läg2Iliiimermonatchund des Deutschen Bundes übernommen.

g b
rt. 70 RV. vom Jahre 1871 waren die gemeinsamen Aus-

a en, soweit sie nicht durch Zölle, Verbrauchssteuern und aus
dem Post- und Telegraphenwesen fließende Einnahmen gedeckt —

Waren- durchMatrikularbeiträge der einzelnen Bundesstaaten nach
aßgccbeihrer Bevölkerung aufzubringen, welche bis zur HöheS budgetmiißigenBetrages durch den Reichskanzler auszuschreibende

igen Einnahmen der Zentralgewalt dienen, immer auf-

waren. Dies aber mit der wichtigen Einschränkung: ,,solange
Reichssteuern nicht eingeführt sind« (der sog.
clausula Miquel). DiesMatrikularbeiträge waren also als vor-

läufige Einrichtung gedacht, die man im Laufe der Zeitdurch
eigene Steuereinnahmen des Reichs ersetzen zu können glaubte. An

darauf gerichteten Versuchen der Reichsregierung hat es nicht ge-
fehlt, sie haben aber nie zum Ziele geführt. Die Mängel dieser
Einrichtung —- die Abhängigkeit des Reichs von den Gliedstaaten,
das Unsicherheits- und Störungsmoment für die Etats der Glied-

staaten, die Ungerechtigkeit der Umlegung nach»der Bevolkerungss
zahl ohne Rücksicht aus die verschiedene Leistungsfähigkeit der

Gliedstaaten —- sind oft genug gerügt worden. Trotzdem nnd

obwohl sich wiederholt die Möglichkeit der Ablösung der Matri-

kularbeiträge bot, hat der alte Reichstag ihre Beibehaltung aus

doktrinärspolitischen Gründen erzwungen; er fürchtete »für sein
»heiliges« Einnahmebedingungsrecht, wenn dieser bewegliche Ein-

nahmefaktor aus dem Reichshaushalt verschwände! Als die Zoll-
und Steuerreform von 1879 eine erhebliche Mehrung der eigenen
Reichseinnahmen in Aussicht stellte, so daß die Matrikularbeiträge
entbehrlich zu werden «schienen, schuf der Reichstag entgegen der

-Absicht Bismarcks, der- das Reich-finanziell auf eigene Füße stellen
wollte, ein künstliches Defizit: durch die sog. Franken-
steinsche Klaus el entzog er dem Reich wieder einen

wesentlichen Teil der Mehreinnahmen von Zöllen und Tabaksteuer
(später auch von Reichsstempels und Branntwein-Abgabe), und ver-

wendete sie zu Überweisungenan die Gliedstaaten, die sich gleich-
falls nach der Bevölkerungszahl richteten. So blieb ein Defizit
im Reichshaushalt, das man wie bisher durch Bewilligung von

Matrikularbeiträgen jährlich decken mußte.- Allerdings war bis
1898 in vielen Jahren das Verhältnis so, daß die Überweisungen
an Reichssteuereinnahmen größer waren als die Matrikularbeiträge
und den Gliedstaaten Überschüsjeausgezahlt wurden. Seit 1898
konnten aber nicht nur keine berschüssegezahlt werden, sondern

die durch Überweisungen nicht gedeckten Matrikularbeiträge er-

reichten allmählich eine solche Höhe, daß sie von den Bundesstaaten
im Jnteresse ihrer geordneten Finanzwirtschaft nicht ohne weiteres
eingefordert werden konnten. Das Reich stundete deshalb die über
gewisse Kopfbeträge hinausgehenden Beiträge und "bernahm sie
schließlichauf sich selbst, d. h. auf Reichsanleihen. o ergab sich
als Folge dieses Sytemst Erschwerung einer klaren und ge-
ordneten Finanzwirts aft in Reich und Bundesstaaten, Unter-
lassung der Schaffung eigener Einnahmen für das Reich und eine

ungesunde, übermäßige Anspannung des Reichskredits. — Das
Reich trat mit einer Schuldenlast von etwa 5 Milliarden Mark in
den Krieg. —

«

Bei Gelegenheit der Finanzreform des Jahres 1913 plante die

Reichsregierung eine ,,Veredelung« der Matrikularbeiträge in der
Art, daß sie nicht mehr nach der Bevölkerungszahl, sondern nach
dem Wehrbeitrag, also nach der ·Steuerkraft der Gliedstaaten auf
diese umgelegt werden sollten. Dieser Vorschlag fand aber nicht
die Billigung des Reichstags. Dagegen führte er den Wehrbeitrag
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und die Reichsbesitzsteuer, eine Vermögenzuwachssteuer, ein und

begab sich damit —- wenn auch vorsichtig und zögernd — auf das

Gebiet der direkten Steuern, die bisher nach-einem
ungeschriebenen . Dogma den Ländern vorbehalten waren. Die

Matrikularbeiträge aber blieben trotz dieser Steuern und der ver-

schiedenen während des Krieges ausgeschriebenen Kriegsabgaben
eine dauernde Einrichtung bis zum Jahre 1919.

llL Erst die Umwälzung der staatlichen Ordnung als Folge
des verlorenen Krieges stellte den absoluten Vorrang des

Reiches im ganzen Gebiet des Abgabenwesens her. Grund-

legend bestimmte die neue Reichsverfassung in Art. 8:

»Das Reich hat ferner die Gesetzgebungüber die Abgaben
und sonstigen Einnahmen, soweit sie ganz oder teilweise für
seine Zwecke in Anspruch genommen werden« Nimmt das Reich
Abgaben oder sonstige Einnahmen in Anspruch, die bisher den

Ländern zustanden, so hat es auf die Erhaltung der Lebensfähigs
keit der Länder Rücksicht zu nehmen.«

Damit war der in der alten cslausula Miquel nur verschämt
angedeutete Grundsatz der konkurrierenden Gesetzgebung des Reichs
auch auf dem Gebiete der Finanzen klar herausgestellt. Nach
Art. 12 RV. behalten die Länder das Recht der Gesetzgebung nur

solange und soweit das Reich von seinem Gesetzgebungsrecht keinen

Gebrauch macht. Macht das Reich aber davon Gebrauch, so gilt
der Satz des Art. 13": »Reichsrecht bricht Landesrecht«. Die un-

geheuren äußeren und inneren Kriegslasten eröffneten nunmehr
dem Reiche den vollen Einbruch in die Besteuerung des Ein-
kommens und des Vermögens. Die Einkommens und Körper-
schaftssteuer unterwarf das Reich in vollem Umfange seinem Zu-
griff. Die reichsrechtliche Besteuerung des Vermögens, in die das

Reich schon mit dem Reichsnotopfer eingebrochen war, fand in dem

Vermögensteuergesetz ihren Abschluß. Die Umsatzsteuer wurde zu
einer außerordentlich ergiebigen Einnahmequelle des Reiches aus-

gebaut. Auf weitere neue Reichssteuern soll hier nicht eingegangen
werden. Da mit diesen Steuern der Bedarf des Reiches weit mehr
als voll gedeckt war, während die den Ländern und Gemeinden ver-

bliebenen Steuern —- -außer einigen kleineren indirekten Steuern,
die sog. Realsteuern, nämlich die Grund- und Gebäudesteuer, die

Gewerbesteuerund später die Hauszinssteuer —, zur Deckung ihres
finanziellen Bedarfs nicht ausreichten, mußte das Reich nunmehr
seinerseits aus seinen Steuern den Ländern und Gemeinden

Überweisungen zukommen lassen. Man hat das so aus-

. drücken wollen, daß während bis zum Kriege das Reich Kostgänger
der Bundesftaaten gewesen wäre, nunmehr die Länder Kostgänger
des Reiches geworden seien. Ganz stimmt das indessen nicht. Was

den Ländern aus den Steuereinnahmen des Reiches zufließt, ist

keine starre für alle Zeit feststehende Dotation, sondern ein Teil
des Steuerertrages, der mit der Gesamthöhe des Steueraufs
kommens auch seinerseits steigt und fällt. Die Länder nehmen an

»Chance und Risiko des Steueraufkommens teil und erscheinen
deshalb mehr als Teilhaber, denn als Kostgänger des Reichssteuers
fiskus. Überdies werden die Steuerüberweisungen im wesentlichen

. nicht nach der Bevölkerungszahl, sondern nach der Steuerkraft auf
die Länder verteilt. Rein gilt dies allerdings nur für die Ein-
kommen- und Körperschaftssteuer,von der die Länder (einschließlich
ihrer Gemeinden und Gemeindeverbände) 75 v.H. erhalten. Bei der

Umsatzsteuer, von der 50 v.H. des Aufkommens an die Länder und
Gemeinden überwiesen werden, liegt eine Mischung vor, indem
die Steuer zu zwei Drittel nach der Bevölkerungszahl und nur

zu einem Drittel nach dem örtlichenAuskommen Verteilt wird. Die
drei weiteren sog. Überweisungssteuern(Grunderwerbsteuer, Kraft-
fahrzeugsteuer und Rennwettsteuer) werden den Ländern restlos (ab-
züglich eines Verwaltungskostenbeitrages von 4v.H.) überwiesen,
so daß es sich bei ihnen eigentlich nicht um gemeinsam bewirt-

schaftete Steuern handelt.

IV. Reuerdings scheint das System der Überweisungen dadurch
einen Stoß zu erleiden, daß das Reich für 1929 eine Voraus-

b eteiligu ng von 120 Millionen RM. an dem Auskommen aus

Einkommen-, Körperschaftss und Umsatzsteuer für sich verlangt und

erst nach diesem Voraus die regelrechte Verteilung einsetzen soll.
Allerdings hat die Reichsregierung erklärt, daß diese Maßnahme
nur als Notmaßnahme für das. Jahr 1929 gedacht sei und grund-
sätzlich dadurch an dem System der gemeinsamen Steuerbewirt-

schaftung nichts geändert werden soll. Die Länder haben gegen

diese Maßnahme die schwersten Bedenken erhoben. Sie ist im

Reichsrat auch in abgeschwächter Form nur gegen eine starke
Minderheit durch Unterstützung Preußens durchgegangen, das diese
Maßnahme zwar auch nicht als sachlich berechtigt anerkennen

konnte, aber sich aus dem politischen Gefühl heraus, daß die

Länder dem Reich in dieser schweren Not ein Opfer nicht versagen
könnten, damit abfand. Die Länder fürchten, daß das Reich auch
künftig bei Schwierigkeiten in der Abgleichung des Reichshaus-
halts auf dieses bequeme Aushelfsmittel zurückgreifen könnte, und

erblicken in dieser »Kontingentierung« einen Einbruch in das

System der gemeinsamen Steuerbewirtschaftung, der ihnen jede Ent-

wicklung in der Erfüllung ihrer kulturellen und Wohlfahrtsauf-
gaben abschneiden könnte. Jn der Tat würde dieses Vorgehen,
wenn es Schule machen würde, eine Rückkehr zu dem System der

Matrikularbeiträge bedeuten, wenn auch in der Form, daß die

Kürzung nicht nach dem rohen Maßstab der Bevölkerungszahl,
sondern nach dem veredelten Maßstab der Steuerkraft erfolgt.

Die internationale und die deutsche Agrarkrise
Von Geh. Reg.-Rat Professor Dr. M. S ering.

Die Ursache für die im Jahre 1920 ausgebrochene internatio-

nale Agrarkrise liegt nicht in einer Überproduktion, nicht
in der Steigerung der landwirtschaftlichen produktion über den

Vorkriegsbedarf hinaus. Schon mit dem 19. Jahrhundert ist die

Zeit zu Ende gegangen, in der die Bedingungen gegeben waren,

um die Brot- und Fleischproduktion aus extensivem Wege, d. h.
durch Erweiterung der benutzten Flächen, rascher zu mehren, als

die städtischiindustrielleBevölkerung der zivilisiertenWelt-anwuchs.
Im scharfen Gegensatz zu der preiskrisis im letzten Viertel des

19. Jahrhunderts sind von 1920 bis 1924 die Agrarpreise gefallen,
obwohl der städtischenBevölkerung weniger Brotgetreide und Fleisch
als vor dem Kriege zur Verfügung stand. Die im Kriege bei ver-

doppelten preisen stark vermehrte überseeische Getreideproduktion
"hat keineswegs den Ausfall an osteuropäischemBrot« und Futter-

getreide ganz zu decken vermocht. Dieser Ausfall war dauernder

Natur, weil die Revolution von 1917 das russische Reich zu einer

Domäne der Kleinbauernschaft gemacht hatte, die die eigene Ernte
— zum Hauptteil selbst verbraucht, und weil ganz Zwischeneuropa vom

Baltikum bis Griechenland dem russischen Beispiel gefolgt ist.
Ebensowenig vermochten auf mehrere Jahre hinaus die reich-

lichen argentinischen Fleischzufuhren einen vollen Ausgleich für die

starke Minderung zu schaffen, welche die europäischen Viehbestände
während des Krieges erfahren hatten. «Die Ursache für die inter-

nationale Agrarkrisis der Nachkriegszeit liegt also nicht auf seiten
des Angebots. Die Ursache liegt vielmehr in der Senkung des Ein-

kommens der Bevölkerung in den europäischen Industrieländern.
Wohl sind die unmittelbaren Schäden des Krieges im Laufe einiger
Jahre geheilt worden, aber das europäischeIndustriegebiet hat, als

ein Ganzes betrachtet, eine schlimme Minderung seines Wohlstandes
und Verschlechterung seiner Entwicklungsbedingungen erlitten.

Um das wichtigste hervorzuheben:
Mit dem Versiegen des ergiebigsten Zustromes von Nahrungs-

mitteln, nämlich von Getreide aus Osteuropa, ist auch der Gegen-

wo

strom von Jndustriewaren nach dem Osten — und das waren

hauptsächlich deutsche Jndustriewaren — zusammengeschrumpft. Die

politische Zersplitterung Europas, die Errichtung von 11000 km

neuer Grenzlinien, der engstirnige Nationalismus, mit dem die

europäischen Länder sich handelspolitisch absperren, erschweren aufs
äußerste die Ausbildung einer großindustriellen Organisation von

gleicher Leistungsfähigkeit wie die nordamerikanische. Noch
schlimmer ist die europäische Industrie durch die nach dem Kriege
verschärfteAbsperrung der agrarischen Exportländer, an ihrer Spitze
die Vereinigten Staaten, betroffen. Endlich und vor allem ist das

europäische Industriegebiet heute viel höher als vor dem Kriege
mit unproduktiven Ausgaben, d. h. mit Militärlasten und politi-
schen Außenschulden belastet. Aus all diesen Gründen ist die Kon-

kurrenzkraft der europäischen Jndustrie, das Einkommen und die

Kaufkraft der europäischen Jndustriebevölkerung herabgesetzt.
Am schlimmsten aber unter allen europäischen Jndustrievölkern

ist das deutsche verarmt, seine Produktivkraft geschwächtdurch den

Verlust des an Bodenschätzenbesonders reichen achten Teiles seines
Heimatgebietes und den Verlust aller seiner Kolonien, sein Volks-

vermögen verringert durch ersatzlose Wegnahme des deutschen
Staats- und Privateigentums in den abgetrennten Gebieten, durch
Konfiskation der im Ausland erfaßbaren deutschen Kapitalanlagen
und der ganzen seegängigen Handelsflotte. Dem so verkleinerten
und ausgeplünderten Lande hat man dann eine Kriegsentschädigung
auferlegt, deren Unerschwinglichkeit ich noch nachweisen werde.

Nach unumstößlichen Gesetzen aber bestimmt bei einem gege-
benen Angebot die Kaufkraft des für den Absatz unentbehrlichen
,,letzten Käufers« den Preis des ganzen Vorrats. Die internatio-
nale Agrarkrisis erreichte deshalb ihren Höhepunkt, als im Jahre
1923 die Franzosen und Belgierin das Ruhrbecken einrückten, um

den Tribut gewaltsam beizutreiben. Sie brachten die deutsche
Volkswirtschaft und Massenkaufkraft zum völligen Zusammenbruch.
Der Goldwert der aus Deutschland exportierten Jndustriewaren
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sank auf weniger als die Hälfte der Vorkriegszeitherab, der Real-

lohn der gelernten Arbeiter auf ein Viertel, der der ungelerntenauf
zwei Drittel des Vorkriegslohns. Aber die deutscheArbeiterschaft
war als letzter Abnehmer von Getreide und Fleisch unentbehrlich,
die Preise mußten sich deshalb ihrem Einkommenanpassen. So

hat die Farmerschaft der ganzen gemaßigten Zone an der Ver-

· elendung Deutschlands teilgenommen. Im Westen der Vereinigten
Staaten kamen in der ersten Hälfte der zwanzigerJahre gegen
25 000 Farmen und Hunderte von Banken in Konkurs, viele Mil-

lionen von Menschen verließen das flache Land, um sich in den

amerikanischen Städten ein besseres Unterkommen zu sichern.
»

Wesentlich weil die Regierung der Vereinigten»Staatendiese·
Zusammenhängeerkannte, gab sie ihre bisherige Zurückhaltung aui

und beteiligte sich an der internationalen Konferenz von Sachver-
ständigen, aus deren Beratungen das DawesabkommenromHerbst
1924 hervorgegangen ist. Dieses Abkommen machte die Hoffnung
rege, daß nach zehnjährigemKriege endlich die friedliche Arbeit das
Werk des Wiederaufbaues verrichten könne. Die nun reichlich·nach
Europa und besonders nach Deutschland aus den Vereinigten
Staaten einströmenden Kredite steigerten die industrielle Produktion
und setzten sich größtenteils in Löhne und Gehälter um. Sie hoben
dadurch Kaufkraft und Verbrauch in außerordentlich starkem Maße.
Hier liegt der entscheidende Grund dafür, daß die Agrarpreise über
die ganze Erde hin seit Mitte 1924 sich im Verhältnis zu den In-
dustriepreisen hoben, auf den internationalen Märkten die sog.
Preisschere also sich verengte und teilweise schloß. Besonders

kräftigzogen die Preise für solche Waren«an;"die"sich"an«die'kaufk
krä tigeren Bevölkerungskreise wenden: Qualitätserzeugnisse, wie
Butter, beste FleischfortemGemüse und Obst, die im Welthandel
eine steigende Rolle pielen.
Ungünstiger dagegen blieb die Preisbildung für diejenigen Er-

zeugnisse, welche dem Bedarf der breitesten Massen dienen, wie
Brotgetreide und gewöhnliche Fleischsorten. Wohl wurden auch
diese Massenwaren seit 1924 teurer, überall aber muß der Land-
wirt für Kleider, Schuhe, Hausrat und Handwerksleistungen (sel-
tener auch für Produktionsmittel) mehr an Getreide und Fleisch
hergeben als vor dem Kriege. Dadurch wird die Lebenshaltung der

landwirtschaftlichen Bevölkerung herabgesetzt und ihr Arbeitsertrag
geschmälert. Für die landwirtschaftlichen Massenwaren, die im alli
gemeinen die Haupteinnahme des Landwirtes in der gemäßigten
Zone liefern, dauert also das Mißverhältnis zu den Industriepreisen
in erheblichem Umfange, wenn auch in abgeschwächtemMaße, fort.
Woliegen die Ursachenftirsolch abnormalePreiss
b il d u n g ?

Auch nach 1924 kann von einer Überproduktion von Brot-
getreide und Fleisch keine Rede sein, wenn wir absehen von Aus-

natimejahren wie dem jetzigen, das der Rekordernte von 1928 folgt,
und absehen von der mit zunehmender Milchwirtschaft verbundenen
Mehrung des Angebots von alten Kühen, die als Abfallware an-

zusehensind. Ebensowenig kann bisher der Erniedrigung der Pro-
duktionskostenein entscheidender Einfluß zuerkannt werden, ob-
Wohl der Gebrauch des in den letzten Jahren eingeführten Traktors

»Unddes Mähdrescherssich im Weizenbau der Peripheriegebiete sehr
ökonomischgestaltet. Vielmehr ist die letzte Ursache für die nach
W·le vor unbefriedigende Preisbildung bei den Massenerzeugnissen
dieselbe, welche im Jahre 1920 die internationale Agrarkrisis aus-

Vechen ließ: nämlich die gesenkte Kaufkraft des industriellen
Europa. Wie sehr dieses, als Ganzes gesehen, nach wie vor ver-

Ifmt ist, zeigen die Riesenziffern der Arbeitslosen gerade in den

iuhrenddenIndustrieländern wie England und Deutschland — anfangs
1928 ."I, ganz Europa einschließlichder Angehörigen insgesamt rd.

soMlllwnenKöpfe —, zeigt das besonders in Deutschland große Heer
erdIn der Inflation ihres Vermögens beraubten Mittelklassen, zeigt

Endligegenüber der Vorkriegszeit die Erhöhung der Zinsen fiir
eikikapltal und der überall beklagte schwere Steuerdruck.

Von Vornherein ist ja einleuchtend, daß, was das Dame--

Zbkommenbrpchte der amerikanische Kredit keinen Einfluß haben
-o"n.te.an die schon genannten Hauptursachen der Entkräftung im
Mdustriellen Europa, die gegenseitige Absperrung der Kulturländer
End VOJJallem die mächtig erhöhten unproduktiven Ausgaben der
OffentlichenKörperschafien

. RSich-einerfür 1925 vorliegenden genauen Berechnung sinddie Militars und Kriegsausgaben im entwaffneten Deutschland,
Jst-gedruckt in Verkriegskauskrast, jetzt um zH Miniatde Rin.
Oper 40 V.H.) niedriger als vor dem Kriege, aber in vier sieg-
reichen Ländern, nämlich in Großbritannien und Frankreich
nebit Beigien und Italien, um M Milliarden Mark (d. s.»sast70 V-HO) jährlich höher als vor dem Kriege. Um den gleichenBetrag find die unproduktiven Steuern erhöht, ist der volkswirt-
schaftlicheReinertrag der europäischenSiegerstaaten gemindert.

ZU den erhöhten Militär- und Kriegslasten kommen die Aus-
gaben für die im Kriege entstanden-e politische uußenschuid
Europas Ihre Verzinsung und Tilgung mindert ihrem«vollen
Betragenach die Kaufkraft der Schuldner-länder. Hätten sie nicht
alljakitlich 1253 Millionen RM. für ihre Kriegsschulden an die Ver-

einigten Staaten zu entrichten, so könnten sie rechnungsmäßigdas

Doppelte an Weizen und Weizenmehl oder an tierischen Erzeug-
nissen von dort beziehen und das Bezogenehöher bezahlen. Die

europäischen Siegervölker haben die ihnen auferlegte Last von

Anfang an als kaum erträglichempfunden. 62 Jahre lang ——— so
klagte Professor Keynes im Jahre 1925 —- muß England an die

Vereinigten Staaten eine Summe entrichten, die größer ist als der

gesamte Reinertrag seiner Handelsschiffahrt und seines Kohlen-
bergbaues zusammengenommen. Inzwischen hat sich nun aber die

Sachlage insofern völlig verändert, als der entgegen allen Erwar-

tungen vollständige Eingang der deutschen Tributzahlungen es den

westeuropäischenSchuldnervölkern gestattet hat, ihre Verpflichtungen
aus der politischen Außenschuld an Amerika restlos auf Deutsch-
land zu überwälzen. Nur während der kurzen, Deutschland be-

willigten Schonzeit haben sie einen Teil der Last selbst getragen.
Damit kommen wir zu dem Gegenstand, über den man jetzt in
Paris verhandelt, und zu der wichtigsten Ursache, für die weit über
die internationale Agrarkrisis hinaus ungünstige Lage des größeren
Teils der deutschen Landwirtschaft.

Unter Bruch des feierlichst geschlossenen Vorfriedens hat man

nach den Diktaten von Versailles 1919 undvon London 1921 im
Dawesabkommen von 1924 Deutschland einen Tribut auferlegt, der
doppelt so groß ist wie die Summe, welche 13 europäische Staaten
zusammengenommen an die Nordamerikanische Union zu entrichten
haben. Umgerechnet auf ein zu 5 v. H. verzinsliches Kapital, macht
der Gegenwartswert der Amerikaschuld dieser 13 Länder 242X2 Mil-
liarden «RM.

"

aus," der D eutsch la n d auferlegte verzinsliche
Tribut aber 50 Milliarden. Bekanntlich ist Deutschland seinen Ver-

pflichtungen restlos nachgekommen. Aber keineswegs, wie auslän-

discheTheoretiker und Finanzleute behaupten, in der Weise, daß
die amerikanischen Kredite den Ertrag der deutschen Volkswirt-

schaft·so wunderbar gesteigert hätten, daß sie daraus l. den Tribut
mit jetzt jährlich 254 Milliarden RM., 2. die schon auf eine Mil-
liarde gestiegene Verzinsung der neu aufgenommenen privaten Aus-

landsschulden,außerdem Z. die für den Unterhalt der deutschen Be-
völkerung unentbehrliche Nahrungsmittelzufuhr zu bezahlen ver-

mochte.«Wohl haben die ausländischen Anleihen in den letzten
zwei bis drei Jahren eine industrielle Inlandskonjunktur in
Deutschland hervorrufen können mit der Wirkung, daß die Zahl
der monatlich unterstützten Erwerbslosen im September 1927 ihren
Tiefstand mit 450 000 Köpfen erreichte —- jetzt sind es schon wieder
mehr als 2 Millionen —, und das Realeinkommen der tatsächlich be-
schäftigten Industriearbeiter etwa auf den Vorkriegsstand anstieg.
In dieser Aufschwungsperiode sind auch den öffentlichen Kassen
besonders reichliche Einnahmen zugeflossen. Aber nur in wenigen
Monaten war die industrielle Produktion stark genug, um im Aus-
landsverkehr höhere Werte abzusetzen, als die Industrie von dort
an Rohstoffen und Halbfabrikaten beziehen mußte. Fast ohne
Deckung durch den industriellen Ausfuhrüberschußblieb die Rah-
rungsmittelzufuhr, die sich hauptsächlichinfolge der Gebietsverluste
gegen die Vorkriegszeit verdoppelt hat und die deutsche Handels-
bilanz mit mehr als 2 Milliarden RM. jährlich passiv macht. Man
hat die Tribute also einem Volke auferlegt, welches man zugleich
durch Annexionen und Enteignungen außerstandsetzte, auch nur sein
Leben aus eigener Kraft zu fristen. Um die nötigen Nahrungs-
mittel und die Zinsen für die private Außenschuld zu beschaffen,
um außerdem den Tribut und in ihm die sämtlichen Kriegsschuldeii
der Alliierten an die Amerikaner zu entrichten, muß Deutschland
Schuld auf Schuld und Zins auf Zins häufen.Dies ist ejn Zustand,
der nur solange fortdauern kann, als sich Leute finden, die für solche
wirtschaftlich meist unproduktiven Zwecke Geld hergeben. Die

deutsche Wirtschaft befindet sich
in einer bloßen Scheinblüte. Denn

die Industrieeines Landes ann auf die Dauer nur gedeihen, wenn

sie sich eines ergiebigen Inlandsmarktes erfreut. Solcher setzt eine

stark entwickelte Bodenproduktion in Bergbau und Landwirtschaft
voraus. Aber das verkleinerte Deutschland erzeugt kaum noch an-

dere mineralische Rohstoffe als Kohle und Kali, und die Hoffnung,
es werde der Landwirtschaft gelingen, jene mächtige Steigerung der

Bodenerträge herbeizuführen, welche die Massenzufuhr der Rah-
rungsmittel überflüssig macht, bietet geringe Aussicht auf Erfüllung.

Denn die deutsche Landbevölkerung befindet sich in einer so
schwierigen Lage, daß sie —- weit entfernt, die Volkswirtschaft auf
eine neue und feste Grundlage zu stellen — jetzt im Begriff ist, die
Städte und Industriebezirke in den Bannkreis der eigenen Not zu
ziehen. So merkwürdig es klingt: obwohl die gesteigerte Kaufkraft
der deutschen Industriebevölkerung die Agrarpreise in der ganzen
Welt hob, hat die deutsche Landwirtschaft davon den geringsten-
Nutzen gehabt. Ihre Preise sind ungünstig, nicht nur für Getreide
und das andere Hauptprodukt des deutschen Ostens, für Kartoffeln,
sondern auch für Zuckerrüben, mit deren Ausführüberschuß wir vor

dem Kriege die gesamte Einfuhr an Brotgetreide bezahlen konnten.
Die Zuckerpreise sind gedrückt durch die mit Hilfe amerikanischen
Kapitals gekräftigte Konkurrenz des Rohzuckers. Was aber
die Kartoffeln anlangt, von denen Deutschland mehr produziert
als irgendein anderes Land, so ist es bisher noch nicht ge-
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lungen, diesen großen Reichtum nach guten Ernten zweckmäßigzu
verwerten. Die Herstellung hochwertiger Oualitätserzeugnisse, be-

sonders auch der Molkereiindustrie, ist — zum Beispiel hinter Eng-
land, Holland und Dänemark — seit dem Kriege sehr zurück-
geblieben. Technisch wäre es durchaus möglich,.die Einfuhr solcher
hochwertiger Produkte durch eigene Erzeugung rasch zu ersetzen.
Aber diese und ähnliche andere Bestrebungen scheitern bisher an der

Kapitalarmut unseres Landes. Und hier kommen wir zu dem Kern
des Übels.

Die schlimme Lage der deutschen Landwirtschaft tritt in der

Tatsache zutage, daß die durch die Inflation herbeigeführte, fast
völlige Schuldentlastung in wenigen Jahren wieder rückgängig ge-
macht worden ist und der deutsche Grundbesitz vom Hektar jetzt um

ein Drittel höhere Schuldzinsen aufzubringen hat als vor dem

Kriege. In der Kleinbauernwirtschaft ist die Verschuldung im

ganzen geringer, dafür die Lebenshaltung dort um so tiefer her-
abgedrückt. Nach meiner Überzeugung liegt die wichtigste Ursache
für das rapide Anschwellen der landwirtsschaftlichen Schulden in
dem Druck der öffentlichen Abgaben, dem hohen Zinsfuß und dem

Bestreben, mit Hilfe zu teuren Kredits intensiv zu wirtschaften.
Über hohe Steuern, soziale Abgaben und Zinsen klagt auch die In-
dustrie des tributpflichtigen Landes, aber sie kann durch ihre Kar-
telle viel eher als die auf Millionen von Betrieben verstreute Land-

wirtschaft die Lasten auf den Inlandsverbraucher im preise ab-

wälzen, auch steht der Landwirtschaft nicht das technische Mittel zur

Verfügung, mit dem die Industrie die hohe Zinsbelastung innerhalb
des eigenen Produktionsprozesses unschädlich zu machen versteht-:
nämlich die Beschleunigung des Kapitalumschlags.

In einem dichtbevölkerten Lande mit schon hochgespannter In-
tensität des Anbaues ist aber eine weitere Steigerung der Boden-

erträge nur bei niedrigem Zinsfuß möglich. Die jetzt üblichen 10 bis

14 v.H. sind in der Landwirtschaft kaum je herauszuwirtschaften.
Gewiß spielt auch unvorsichtige Finanzwirtschaft und individuelles

Verschulden hinein, aber im großen gesehen, ist die Verschuldung
der deutschen Landwirtschaft die Folge der deutschen Tributpflicht
und der durch sie immer wieder erneuerten Kapitalarmut. Daraus

folgt, daß die bisher zur Abhilfe der landwirtschaftlichen Schwie-

rigkeiten ergriffenen Maßnahmen —- so notwendig sie gewesen sein
mögen und in Zukunft sein werden — Schutzzölle,Verbesserungen
in der Absatzorganisation, Umschuldungsaktionen, außerstande sind,
das Übel mit der Wurzel auszurotten. Endgültig helfen kann

hier nur die Beseitigung der deutschen Tribut-

pflicht. Das deutsche Volk würde dadurch in die Lage versetzt
werden, bei verdoppeltem Fleiß und erhöhter Sparsamkeit seine
wichtigsten wirtschaftlichen Bedürfnisse aus eigener Kraft zu be-

friedigen und so ein gesichertes, wenn auch bescheidenes Leben zu
führen, ohne immer neue Schulden zu machen.

Aber nach den bestehenden Machtverhältnissen ist gar nicht
daran zu denken, daß man die deutsche Tributpflicht beseitigt oder
nur wesentlich erniedrigt, zum mindesten so lange nicht, als die

Vereinigten Staaten es ablehnen, ihre Forderungen an die Alli-

ierten, wie es von sehr angesehenen amerikanischen Volkswirten
«

gefordert wird, zu streichen. Im Gegenteil sind unsere Gegner in

Paris darauf aus, die deutschen Leistungen noch zu steigern, indem

sie den Transferschutz zum Abbröckeln bringen, der-obwohl schon
im Dawesplan selbst auf verschiedene Weise durchbrechen —- die

Möglichkeit gibt, daß bei mangelndem Ausfuhrüberschuß und all-

mählich versiegenden Auslandsanleihen die deutschen Zahlungen
stark herabgesetzt werden. All solche. Bestrebungen, mögen sie offen
oder versteckt sein, gilt es mit aller Schärfe abzuweisen. Dies liegt
nicht bloß im deutschen, sondern im weltwirtschaftlichen Interesse.
Der uns auferlegte Tribut ist auf die Dauer nicht anders bei-

zutreiben als unter schlimmster Herabdrückungder deutschen Lebens-

haltung. Was wir jetzt auf dem Lande beobachten, ist nur der

Anfang eines Prozesses, der die ganze deutsche Volkswirtschaft,
wenn die Tributpflicht bleibt, ergreifen muß. Die Verelendung des

deutschen Volkes aber würde wie im Jahre 1923 wiederum in erster
Linie die Landwirte der ganzen gemäßigten Zone in Mitleidenschaft
ziehen und die seit 1924 zum Abklingen gekommene inter n atio -

nale Agrarkrisis mit aller Schärfe wieder aufleben lassen. Die

deutsche Landwirtschaft scheint der schwache Punkt zu sein, von dem
aus das ganze künstliche System der heutigen Weltwirtschaft mit

seinen aufgezwungenen Riesenschulden und erpreßten Schuld-
bekenntnissen zusammenbrechen wird.

Schaumburg-Lippe.
Die deutsche Offentlichkeit wurde kürzlich —- ziemlich unver-

mittelt für die Mehrzahl der Zeitungsleser — durch eine Meldung
auf das «Problem« SchaumburgsLippe gestoßen, des Inhalts, daß
Ausschuß und Plenum des schaumburgslippeschen Landtages eine

Entschließung angenommen hätten, derzufolge die Landes-

regierung zur Aufnahme der Verhandlungen mit Preußen er-

mächtigt sei. Hinzugefügt wurde, daß nötigenfalls die Vermittlung
des Reichsministers des Innern
in Anspruch genommen werden

solle »unter grundsätzlicher An-

erkennung des Standpunktes, den

Preußen in dem Schreiben an

die Landesregierung mitgeteilt
habe«. Es wird somit auf zu-
rückliegendeDinge Bezug genom-.
men, von denen man nicht an-

nehmen kann, daß die breite po-
litische Offentlichkeit sie lückeni
los im Gedächtnis parat habe·
Es erscheint bei der staatspoli-
tisch gerade heute sehr inter-

essanten Sachlage erforderlich,
einmal einen Überblick über

dieSituationPreußen-—
Lippe zu geben. — Schaum-
burgsLippe hat ein typisch
niedersächsischswestfälischesGe-

Leute gut. Der andere Teil der fleißigen Bevölkerung arbeitet im

Steinkohlenbergbau, z. B. in dem großen Georgsschacht bei Stadt-

hagenzz es ist wenig bekannt, daß sich ziemlich unter dem gesamten
Land Lippe Steinkohlenflöze in bedeutender Mächtigkeit hindurch-
ziehen. Wieder andere Lipper sind im ,,Ausland«, in der Hering-
fischerei von Emden, Geestemünde usw. tätig. An eigenen Insti-
tutionen für die Bevölkerung unterhält das Land ein Landgericht

und zwei an das preußischeOber-

landesgericht Telle angeschlos-
sene Amtsgerichte sowie zwei

. Landratsämter. Den größten

-,« Teil der Institutionen aber —-

und all das eben drängt schon
seit langem auf völlige Ver-

schmelzung hin — stellt P reu -

, .

, ß e n : Landesversicherungsan-
stalt, Oberversicherungsamt,

- - Landesfinanzamt, Eichungsamt,
Provinzialschulkollegium usw.
Die lippischen Referendare wer-

den ganz selbstverständlich in

Preußen geprüft. Die gesamten
übrigen Gemeinschaftsbeziehuns
gen zwischen Lippe und Preu-
ßen sind ebenfalls so zahlreich
und eng, daß ein Zusammen-

« schluß beider Länder überhaupt
präge, es ist ein Bauern-
lan d, in dem noch unter vielen

»

anderen alten Sitten und Ge- .jbräuchen das Anerbenrecht, das II-
' « ’

·l«

altgermanische Recht der Erb-

folge nur des ältesten Sohnes auf
·

dem Bauernhof unter Auszahlung der anderen, herrscht. -— An

Größe und Einwohnerzahl steht es mit rund 46 000 Einwohnern
etwas hinter dem kürzlich in Preußen aufgegangenen Waldeck

zurück. Sein Boden ist durchweg hochwertig und glänzend kultiviert,
seine Landschaft, von der ein erheblicher Teil seiner Bevölkerung
lebt, ist denkbar intensiviert und hochentwickelt. Ackerbau, Vieh-
zucht, deren Absatzgebiete in HannoveriStadt und Minden liegen, die

Fischzucht des Steinhuder Meeres —- des großen, landschaftlich
schönenBinnensees — Obstzucht und Bienenzüchterei ernähren ihre

162

Schloß Backe-kurz

nur noch als letzte Konse-
quenz einer geradlinii

L. gen Entwicklung ange-
- s s ·

..,«, »T, -

—

sehen werden kann. Sie liegen
auf dem Gebiete des S t e i n -

kohlenbergbaus —- vom

Bergwerk Obernkirchen besitzt Preußen vier Sechstel und

Lippe zwei Sechstel der Anteile —, der S ch lich t u n g s -

ausschtisse, der Arbeitsgerichte, der Industrie-
und Handelskammer Minden, des Landesamtes
für Arbeitsvermittlung in Hannover, der Berg-
polizei, der Gerichtsbarkeit und des Strafvolls
zuges,- der Gestiitnutzung, des Tierarzneiwesens-,
der Arztes und Apothekerkammer und der höheren
Schulaufsicht und- zeigen als politisches Schulbeispiel klar,
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daß Lippe ohne Benutzung all dieser»preußischenInstitutionen gar

nicht imstande wäre, ein einzelstaatliches Dasein zu fuhren.
Die Anschlußverhandlungen gehen auf das Jahr 1921

zurück, sie sind aber verschiedentlichauf langere
Zeit u n t e r b r o ch e n worden; Jetzt aber

scheint
es so, als ob Lippe, das auf eine lange

elbständige Geschichte zurückblicken kann
-·——

bis 1640 hatte es zum westfälischen Kreis

gehört — nun endgültig zum Anschluß an Q-isk-""’szvkxx»—
Preußen bereit sei. 1922 hatte bereits
auf Betreiben der stark anschlußsreudigen

·

Pückeburg, alter Torbogen zum Schloß

Sozialdemokratischen Partei in Lippe der Landtagsausschuß
einen Plan aufgestellt, dem aber kein Erfolg beschieden
war. — Erst 1924 schien es dann wieder, als ob aus

finanziellen und anderen Gründen der Anschluß neu betrieben
würde — Preußen hielt sich gemäß seiner gesamten Politik
gegenüber den kleinen Ländern stark· zurück ——, aber eine
Art Einheitsfront der bürgerlichen Parteien unter Führungdes
Landbundes rief eine Bewegung zur Erhaltung der Selbständig-
keit des Landes hervor, die zum mindesten verlangte, daß der

starrt-WemSchloß

Landtag nicht befugt sein dürfte-, ohne Volksabstimmung
dknÜbergangLippes an Preußen zu beschließen.Immerhin hatten

TMVolksbegehren und Volksentscheid auf Auflösung des Land-
ages keinen Erfolg. 1926 schließlich beschloß der Landtag als

lgfmsbakenAusweg die Volksabstimmung. Die schaumburg-
Jppljche Landesregierungselbst hatte eine ausgezeichnete, streng
Iachltche DERk s ch rift als Material für die Abstimmung heraus-
gegeben, die in die Worte ausklang:

·

«Jhter schweren Verantwortung bewußt, dem Lande Ziel
Und Blchtungfür die Zukunft zu geben-
li·klt»s1chdie Landesregierung nach sorg-
stltlgexPrüfung und Erwägung aller
für die Beurteilung dieser Schicksals-
ffage·maßgebendenUmstände und Mög-
IIchkeIten zu der Überzeugung durch-
geVUUgem daß der Anschluß an

P r e U ß e n die wirtschaftliche und kultu-
relle Weiterentwicklungdes Landes am

besten zu sichern geeignet scheint. Die

Landesregierunghat deshalb beschlossen-
der Bevölkerung zu empfeh-
len, beider Abstimmung für
den Anschluß zu stimmen.«

StaatsfinanzielleGesichtspunkte, die Fra-.
gen der Erhaltung des gerade für Lippe-
das im Mittelpunkt des Verkehrs liegt,
besonders kostspieligen S t r a ß e n-

n e tz e s , der

Schulwesens
» «

send behandelt und führten mit zwingender Logik zu dem

Bückeburg, Portal der Schloßkirche

Boltotracht von Schaumburg-Lippe

Hafen am Steinbuber Meer

Pers onalausgaben, des Berufs-
sowie der

und höheren
Gemeindefinanzen waren erschöp-

Schluß, daß der Anschluß an Preußen jeder
anderen Lösung vorzuziehen sei, die nur aus
Kosten der Steuerkraft des Landes oder auf
Kosten seiner Vermögenssubstanz vorgenommen
werden könnte. Die Abstimmung wies-

trotz aller vorangegangenen Kämpfe aber nur

eine ziemlich schwache Beteiligung auf und

erbrachte eine Majorität von etwa 1000
Stimmen für die Anschlußgegner. Ein
Teil der Regierungsmitglieder legte entspre-
chend seiner positiven Einsttellung zur Anschluß-

. frage nach der Abstimmung sein Amt nieder.
III-»
-.-

Its-Ists(
«s

TTTHT

mTfT
;

Bückeburgerinnen

»

Bis Ende 1928 trat nun wieder eine Pause ein.
Nichts rückte und rührte sich in der Anschlußfrage. Es ist das
Verdienst des Reichsinnenministers Severing, durch ein kluges
Schreiben an die lippische Staatsregierung das Eis des Schweigens
gebrochen zu haben. Er bot seine guten Dienste als Vermittler
an und stieß nicht auf Ablehnung, um so mehr, als die Sozial-
demokratie, die seit April 1928 die,Mehrheit im lippischen Landtag
besitzt,nach wie vor für den Anschluß plädiert und als sich auch
die Landesfinanzen verschlechtert haben. Nun aber boten die
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»

,
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«
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Straße in Stadthagen

Bedingungen, die man sich neuerdings in Lippe errechnet
hatte, neue Schwierigkeiten Das gesamte D o m anium, d. h. der

Staatsbesitz an Domänen und Forstem der dem Land nach der Aus-

einandersetzung mit dem ehemaligen Fürstenhause verblieben war,

sollte dem künftigen preußischen Kreise Lippe verbleiben; die ur-

sprünglich vorgesehene Beteiligung Preußens am Domanium sollte
nunmehr nicht stattfinden. Hier setzte nun der kürzlich in der

Presse zitierte Brief ein, den der preußische Ministerpräsident ge-
schrieben haben soll und der ein Kernstück der Meldung bildete,

von der wir im Anfang dieser Zeilen aus-

gingen. Jn einem Schreiben an den

Reichsminister des Innern machte der-
preußische Ministerpräsident geltend, daß
Preußen aus grundsätzlichen Erwägungen
einem Lande, das sich Preußen anschließen
will, und dessen,Staatsbesitz, auf den Kopf
»seiner Bevölkerung berechnet, geringer ist

als der Staatsbesitz, der ideell jedem preu-
ßischen Staatsbürger am preußischen
Staatsbesitz zusteht, in keiner Form einen
Teil seines Staatsbesitzes als Kommu-

nalvermögen zu überlassen vermöge. Es
würde das eine ungerechtfertigte Berei-

cherung dieser Staatsbürger bedeuten, da

sie wie jeder andere Preuße Anteil
am allgemeinen preußischen Staats-

besitz hätten. Außerdem kann aber
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natürlich auch Preußen, das eben mit Waldeck einen Ver-

trag abgeschlossen hat, demzufolge ein größerer Teil des waldeckischen
Domaniums an Preußen überging, nun nicht mit Lippe eine

Abmachung treffen, die die Lipper finanziell wesentlich
günstiger als die Waldecker stellen würde.

Wenn die-nirgends bestrittene—eingangs zitterte Zeitungss
meldung zutrifft, hat man jetzt in SchaumburgsLippe die Berechti-
gung der durch den Reichsminister des Innern übermittelten

Einwendungen anerkannt und will nun auf einer Basis unter-

handeln, die den preußischen Bedenken Rechnung trägt. Damit

dürften dann wohl-die hauptsächlichstenSchwierigkeiten aus dem

Wege geräumt sein, und, wenn nicht alles trügt, kann die acht
Jahre alte wechselreiche Geschichte der preußischslippischen An-

schlußverhandlungen in absehbarer Zeit mit dem Erfolg
einer endgültigen Einigung gekrönt sein.

«

Jn den allerletzten Tagen hat es den Anschein gehabt, als ob
die Vermögensverwaltung des ehemals regierenden fürstlich-Appe-
schen Hauses, die sog. Hofkammer, sich in die bevorstehenden An-

schlußverhandlungeneinmischen und in der gleichen Frage des Ver-
bleibs des Domaniums, in der man auf seiten der lippischen

iaatsregierung den preußischen Vorschlägen anscheinend
entgegenkommen wird, Einspruch erheben oder doch Bedenken

äußern will. Es ist jedoch kaum anzunehmen, daß hierdurch
grundlegende neue Schwierigkeiten entstehen können, denn
eine Aktivlegitimation des ehemals regierenden Hauses,
dessen Auseinandersetzung mit dem Staate nach unseren voran-

gegangenen Darlegungen längst abgeschlossenen ist, zur Geltend-

machung eines Einspruchrechts gegenüber den lippeschen Verhand-
lungen mit Preußen dürfte wohl nur äußerst schwer zu
konstruieren sein.

Der demokratischeGedanke in unserer Keichsversassung.
Von G e o r g B r ü h m a n n , Kl. I, Nordschule, Marburg a. d. L., geb. 51. Januar 1915.

Nachstehend veröffentlichen wir die Arbeit eines Schülers
der obersten Knabenklasse (8. Schuliahr) der Bolksschule Nord in

Marburg a. d. L. Die Arbeit ist uns von dem Klassenlehrer des

Schülers zugesandt worden; in dem Begleitschreiben des Lehrers
Ludwig Mütze heißt es: ,,Laufend verwende ich die Schriften der

Reichszentrale für Heimatdienst, ohne die ich bei der Vorbereitung
für den Unterricht nicht auskommen könnte. Auch in der Hand
der Schüler sind die Schriften der RfH. unentbehrliche Quellen
bei der Erarbeitung des Unterrichtsstoffes. Als Abschluß meines

staatsbürgerlichen Anterrichts habe ich in diesem Jahre drei freie
Niederschriften von den Schülern machen lassen. Die Themen hießen-
l. Der demokratische Gedanke in unserer Reichsversassung, 2. Der

oziale Gedanke in der Reichsverfassung, Z. Der Einheitsgedanke in
er Reichsverfassung. Die Schüler stehen kurz vor der Schul-

entlassung und sind 13—14jährig. Die beste Arbeit der Klasse zum
ersten Thema lege ich hiermit vor-« Wie in Marburg, so werden
im ganzen Reiche die Schriften der RfH. von den Schulen aller

Stufen im weitesten Ausmaße als Unterlagen für den staats-
bürgerlichen Unterricht benutzt.

Das Deutsche Reich ist eine Republik.
kommt vom lateinischen res publica her. Das heißt: öffentliche
Sache. Also heißt Republik: Sache des Volkes, Sache der All-

gemeinheit, Sache aller, Staat des Volkes.

Die Verfassung unserer Republik beruht auf dem Gedanken
der Demokratie-. Demokratie ist von den beiden griechischen Wörtern
demos, d. h. Volk, und kratein, d. h. herrschen, abgeleitet. Demo-

kratische Republik heißt also: Es wird nur der Wille des Volkes
als staatliche Gewalt anerkannt. Die demokratische Republik über-
gibt dem einzelnen Glied dieses Volkes das höchsteRecht, das es

im Staate geben kann, das Recht zum Mitbestimmen, zum Mit-

regieren. Das legt jedem Staatsbürger die Pflicht auf, daß er sich
für das Wohl, für die Entwicklung und für die Sicherheit des

Staates persönlichverantwortlich fühlt; denn es ist ja s ein Staat.

Jn fast jedem Artikel der Verfassung tritt uns der demokra-

tische Gedanke entgegen. Schon der Vorspruch sagt: Das deutsche
Volk hat sich diese Verfassung selbst gegeben. Sie ist also nach seinem
Willen und nach seinen Wünschen gemacht. Der erste Artikel legt
ausdrücklich fest, daß die Staatsgewalt vom Volke ausgeht. Das

Volk regiert sich selbst. Das geschieht hauptsächlich durch den

Reichstag. Der Reichstag ist die Vertretung des ganzenVolkes
(Art. 20); er ist gewissermaßen das Volk im kleinen. Die Ab-

geordneten werden in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und ge-

heimer Wahl von den über 20 Jahre alten Männern und Frauen
gewählt (Art. 22). Eine Stimme gilt soviel wie die andere. Es

gibt keinen Unterschied zwischen arm und reich, zwischen vornehm
und gering. Der Reichstag verhandelt öffentlich (Art. 29). Es

kann also jeder deutsche Staatsbürger den Verhandlungen zuhören.
Kein Mitglied des Reichstages darf während seiner Tätigkeit als

Abgeordneter gerichtlich verfolgt werden, wenn der Reichstag es

nicht zugibt (Art. 37). Die Abgeordneten sollen also Freiheit
haben, das Volk im Reichstage immer vertreten zu können.

Der Reichspräsident wird vom ganzen deutschen Volkes ge-
wählt (Art. 41). Jeder wird also gefragt, welchen Präsidenten
er haben will. Kriegserklärung und Friedensfchluß erfolgen durch
Reichsgesetz (Art. 45), d. h. nur der Reichstag, also das Volk

selbst, kann Krieg erklären und Frieden schließen, nicht ein ein-

zelner oder wenige. Auch Bündnisse und Verträge mit fremden
Staaten bedürfen der Zustimmung des Reichstages. Geheim-
ver-träge zwischen ein paar Leuten kann es also nicht gehen. Der

Reichskanzler und die Reichsminister bedürfen, wie Art. 54 sagt,
des Vertrauens des Reichstages. Wenn er ihnensein Vertrauen

entzieht, so müssen sie zurücktreten. Die Regierung muß also das

tun, was die Mehrheit des Reichstages, also die Mehrheit des

Volkes, will. Gesetze kann nur der Reichstag machen. Die höchste
gesetzgebende Gewalt liegt aber beim Volke selbst: Jm Volksents

scheid wird jeder einzelne Staatsbürger direkt um seine Meinung
über einen Gesetzentwurf gefragt (Art. 73)«.

«
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rechte oder Nachteile der Geburt gibt es nicht.

s

zu erwerben (Art. 163).

Viel demokratischen Geist hat der zweite Hauptteil unserer
Verfassung, der von den Grundrechten und Grundpflichten der

Deutschen handelt. Alle Deutschen sind vor dem Gesetze gleich
(Art. 109). Es gilt einer, was der andere gilt. Offentliche Vor-

Adelsbezeichnungen
gelten nur als ein Teil des Namens und dürfen nicht verliehen
werden. Frauen haben dieselben staatsbürgerlichen Rechte und

Pflichten wie die Männer. Art. 111 gibt jedem Staatsbürger das

Recht, sich in dem Orte aufzuhalten und niederzulassen, wo er will.
Die Freiheit der einzelnen Person ist nach Art. 114 unverletzlich.
Es darf also keinem die Freiheit entzogen werden, wenn es nicht
auf Grund von Gesetzen geschieht. Leute, die jemandem die Frei-
heit rauben, werden bestraft. Art. 118 gibt jedem Deutschen das

Recht, sich in Wort, Schrift oder Druck frei zu äußern. Es kann

also jeder seine Meinung in der zeitung usw. niederschreiben oder

Ansprachen halten, er darf nur niemand beleidigen. Der Art. 121

gibt den unehelichen Kindern dasselbe Recht, das die ehelichen
Kinder haben. Es muß für die geistige, körperliche und gesell-
schaftliche Entwicklung aller Kinder gesorgt werden. Alle Deut-

schen haben das Recht, sich friedlich und unbewaffnet zu versammeln.
Dieses Recht gibt ihnen Art. 123. Sie können Vereine oder Ge-
sellschaften bilden. Nach Art. 126 hat jeder die Möglichkeit, sich
mit Bitten oder Beschwerden an die zuständige Behörde oder an

einen Abgeordneten zu wenden. Großes Recht gibt Art. 128:
Jeder Staatsbürger ist nach Maßgabe der Gesetze, entsprechend
seiner Befähigung und Leistung, zu öffentlichen Amtern zuzulassen.
Es wird also nicht gefragt: Bist du ein Graf, ein Baron oder ein

Schuster, sondern: Was kannst du? Es kann also jeder Deutsche
Reichstagsabgeordneter, Landrat, Minister, ja Reichspräsident —

werden. Man sieht es an unserem jetzigen Reichskanzler. Er hat
nicht studiert, sondern ist nur durch seine Befähigung und Leistung
zu seinem hohen Amte gekommen. Jeder kann auch die Religion
haben, die er will. Es herrscht Freiheit für alle Bekenntnisse
(Art. 137 bis 141). Art. IZZ verlangt von jedermann, ohne Unter-

schied des Standes usw., daß er Dienste für den Staat oder die Ge- -

meinde leistet, wenn es notwendig ist. Alle Staatsbürger müssen
im Verhältnis ihrer Mittel, wie Art. 154 festsetzt, zu den öffent-
lichen Lasten beitragen. Jeder Staatsbürger muß also nach seinem
Einkommen und nach seinem Vermögen Steuern bezahlen. Nur
wer wenig Geld hat, wer nicht zahlen kann, ist davon befreit. Der
Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage sind als Tage der
Arbeitsruhe durch Art. 139 geschützt. Nach Art. 145 besteht all-
gemeine Schulpflicht. Alle Kinder müssen vier Jahre lang zu-
sammen in die Grundschule gehen. Vorschulen gibt es nicht mehr.
Beim Eintritt in eine höhere Schule oder in die Universität soll
nur die Begabung des Schülers, nicht das Geld oder die Stellung
oder die Religion desVaters maßgebend sein (Art. 146).

Auch im Wirtschaftsleben soll die Demokratie herrschen. Die
Ordnung des Wirtschaftslebens muß den Grundsätzen der Gerech-
tigkeit entsprechen. Wucher ist verboten. Jeder soll ein menschen-
würdiges Dasein führen können (Art. 151). Art. 153 bestimmt,
daß Enteignungen von Besitztümern zum Wohle der Allgemeinheit
vorgenommen werden können. Die Arbeitskraft steht unter dem

Schutze des Staates (Art. 157). Das Reich schafft ein Arbeits-
recht. Art. 161 verlangt ein umfassendes Versicherungswesen
zum Schutze des Alters, zur Erhaltung der Gesundheit und der-

Arbeitsfähigkeit. Es gibt deshalb Krankenkassen, Altersheime
usw. zum Wohle der Allgemeinheit. Jedem Deutschen wird die

Möglichkeit gegeben, durch wirtschaftliche Arbeit seinen Unterhalt
Art. 165 schützt die Arbeiter vor Aus-

beutung Die Arbeiter und Angestellten sind«dazu berufen, in Ge-

meinschaftmit den Arbeitgebern bei der Regelung der Lohns und

Arbeitsbedingungen mitzuwirken (Art. 165). Jeder Betrieb hat des-

halb einen Betriebsarbeiterrat. Von vielen Betrieben zusammen
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werden die Bezirksarbeiterräte und für das ganze«Reichwird ein
Reichsarbeiterrat gebildet. Treten Meinungsverschiedenheitenzwi-
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf, z. B. uber die Lohne, so

swird zwischen Arbeitgeber und Arbeiterrat verhandelt. Kommt
keine Einigung zustande, so wird der Schlichterangerufen.Dieser
sieht sich den Betrieb an, d. h. er blickt in die Bucher des Arbeit-

gebers und prüft nach, ob der Betrieb eine Tohnerhohung vertragen
kann oder nicht. Dann prüft er die Verhältnisse der Arbeiter. «Er
forscht nach, ob sie vom bisherigen Lohn leben könnenoder nicht.
Dem Urteil, das der Schlichter fällt, müssen sich beide parteien
fügen. Wir sahen es beim großen Streite im Ruhrkohlengebiet im

—-—--—-

Fürst Bülvw achtzig Jahre.
Fürst Bernhard vonBülow gehört zu den markantesten Ge-

stalten aus dem Zeitalter Wilhelms II. Seine Rolle reicht über
den Aufgabenkreis der politik hinaus, er wurde das geistige
Spiegelbild einer Epoche, die zwar heftig umstritten bleibt, aber

zweifellos durch viele großartige Züge ein blendendes Format
erhielt. Um die Jahrhundertwende tritt Deutschland in erwei-
terte Dimensionen der Weltpolitik, »die«über,»die»alt»e»neuropäischen
Horizonte hinausdrängt und dem -britischen Jmperialismus die
Spitze bieten will.- Der wirtschaftliche und kulturelle Aufschwung
des Reiches sucht sich neue Machtformen zu schaffen, das preußische
System wird zu eng. Bülow wird der glänzende Mittelpunkt dieser

Ara; die Vielseitigs
keit seiner Begabung
findet weite Betäti-

gungsfelder.
Er kommt von

der Diplomatie des

19. Jahrhunderts
mit ihren kontinen-
talen Überlieferun-
gen, aber bald

bemüht er sich, die
alten Vorstellungen
der Militärmonars

chie modern umzu-

gestalten. Wenn

seinem Wirken der

Dauererfolg versagt
blieb, so liegt das

nichtan ihm, sondern
an der Unfertigkeit
der öffentlichenEin-

richtungenimReiche.
Er wollte das er-

starkte Bürgertum
im liberalen Sinne
an der Verant-

wortung beteiligen,
aber das in der

Verfassung ver-

ankerte persönliche
Regiment des kaiser-

lichen Oberhaupts
in Bülows staatsmännischen

·
wir Kursrichtungen, die nicht der Sicherung unserer

age dienten. Er wollte die »politik der freien Hand« weiter--

verfolgsknund uns in keinerlei Abhängigkeit von England bringen.
jeute ist es leicht, diese Taktik für falsch zu erklären, damals ließ

sich aber«die endgültige Mächtegruppierung durchaus nicht so über-
sehen Wle nach Ausbruch des Weltkrieges.

.
Weit über Deutschland hinaus besaß er größte Popularität,

seineklugeTiebenswürdigkeitund sein vorurteilsloser Geist brachten
Ihm Viele Sympathien ein. Neun Jahre lang führte er das

aVZlePaMhwegen der parteipolitischen Schwierigkeiten bei der

Relcl?Sf·!n(inzreformtrat er zurück, die Konservativen wandten sich
geges?Ihn. Aber auch als privatmann blieb er einflußreich, das

Urteil«diesesvornehmen, weltkundigen Grandseigneurs galt immer
sehr viel. Nach Bethmanns Verabschiedung 1917 wurde er wieder
als Kanzlerkandidat genannt. Seine internationalen Beziehungen,
befMderS zu Italien, stellte er noch wiederholt in den Dienst der
demschenSache. Allerdings konnte auch er nicht den Beitritt
Italiens zur Entente verhindern. Seine Gattin, eine romische
pfmzefsim erwarb sich durch ihren menschlichen Takt Und Ihr

kunstlftischesMäzenatentum zahlreiche Verehrer und·Bewunderer.

.lS sle ihm vor einiger Zeit entrissen wurde, war die Trauer »um
die edle Frau in Deutschland allgemein. Er selber darf als rüstiger

Fürst Bernh. v. Bülow Imnsoeean G. m. d. E-

erfchwerte d« «

.

Wegen findeäeseEntwicklung. Auch

Zur Zeitgeschichte

Herbst 1928.- Es geht also auch hier nach den Rücksichtenauf alle.

Nicht die Interessen einzelner Leute werden allein beachtet, sondern
es werden alle gefragt, und Rücksichtauf alle wird genommen.

Der einzelne gilt also im demokratischen Staate nichts, die

Gesamtheit alles. Wir dürfen deshalb niemals unsere eigenen Vor-
teile suchen, sondern immer und überall der Gesamtheit dienen.

Jeder muß sich mit dem Schicksal seines Volkes verbunden fühlen.
Das will unsere demokratische Reichsverfassung. Auf diesem Ge-
danken ist sie aufgebaut. Sie gibt große Rechte, sie verlangt aber

dafür auch von jedem Staatsbürger eine große und freudige Pflicht-
erfüllung.

s

Greis jetzt das gesegnete Alter von achtzig Jahren erleben. Man
möchte hoffen, daß er, entgegen seiner einst mitgeteilten Absicht,
,,Erinnerungen« schreibt.

« S ch u l tz e - P f a e l z e r.

FranzösischeSeeriistungen.
Kürzlich veröffentlichte die offiziöse französischeHavassAgentur

eine Meldung, die in Deutschland ziemlich unbeachtet geblieben ist,
aber doch unsere Aufmerksamkeit verdient. Die Meldung besagte,
daß im Taufe des Monats April auf den verschiedenen französischen
Werften sieben Kriegsschiffe mit einer Gesamtverdrängung von über
51000 To. vom Stapel laufen werden, und zwar ein Minenleger
von 5300 To., vier Unterseeboote von je 1500 To., ein Flugzeug-
muttevschiiff von 10 000 To. und ein Kreuzer von ebenfalls 10 000 To.
Wenn man bedenkt, wieviel im Ausland von dem einen deutschen
10 000-To.-Kreuzer geredet und geschrieben worden ist, der in
Deutschland gegenwärtig gebaut wird, ist es doch angezeigt, auf die

MarinerüstungenFrankreichs einmal hinzuweisen. Wie gewaltig
die französischenTandrüstungen Und wie riesig Frankreichs Luft-
rüstung ist, ist ja einigermaßen bekannt, aber die französischenSee-
rüstungen vollziehen sich in größter Stille. Als vor einiger Zeit für
Neubaustsen der französischenMarine in tdser Kammer bei-nahe eine
Milliarde Francs bewilligt wurde, wurde diese Tatsache in der

ganzen französischenPresse, offenbar absichtlich, wenn überhaupt, so
an ganz versteckter Stelle gemeldet, und diese Taktik, von den See-

rüstungen möglichst wenig zu sagen, wird schon seit langem geübt.
Frankreich ist bald nach dem Kriege daran gegangen, feine

Flotte von Grund aus zu erneuern, und im Jahre 1922 wurde ein
großes Flottenbauprogramm Gesetz, dessen Durchführung seitdem
mit aller Energie betrieben worden ist. Auf Grund dieses Pro-
gramms hat Frankreich von 1922 bis 1928, also in sechs Jahren,
Kreuzer von zusammen 83 000 To., Torpedobootszerstörermit einer

Gesamttonnage von 57 000 To., Torpedoboote mit einer solchen von

56 ooo To. und Unterseeboote mit einer Gesamttonnage von 56 500

Tonnen gebaut. Die Gefamtkosten für diese Bauten betragen rund
6 Milliarden Francs oder 1 Milliarde Goldmark. Bis Ende letzten
Jahres verfügte Frankreich dadurch über leichte Seestreitkräfte von

zusammen 240 000 To., wovon Kreuzer mit einer Gesamttonnage
von 103 000 To. und Torpedoboote und Torpedobootszerstörer von

zusammen 157 000 To. An Unterseebooten besaß es eine Gesamt-
tonnage von 94 000 To. Frankreich besaß damit nach den Ver-

einigten Staaten die weitaus größte Zahl von Unterseebootenüber-
haupt, nämlich 93 gegen 72 englische, 71 japanische, 66 italienische
und 123 der Vereinigten Staaten und stand mit der Gesamttonnage
seiner Unterseeboote von 93 000 To. sogar an erster Stelle in der

Welt. Frankreich hat sein ganzes Marinebauprogramm auf die

möglichste Stärkung und Entwicklung der sogenannten leichten See-

streitkräfte eingestellt und steht heute damit in Europa nach England
an zweiter Stelle. Es ist also nicht nur die weitaus stärkste Militärs
macht Europas in punoto Landrüstung, die übrigens bekanntlich
durch Militärbündnisse mit Belgien, Polen, Tschechoslowakei und

Jugoslawien verstärkt wird, sondern es ist außerdem die zweit-
stärkste Seemacht Europas. Man muß diese Dinge sich klar vor

Augen halten, um das richtige Verständnis für Frankreichs unauf-
hörlich erhabenen Ruf nach ,,Sicherheit« zu gewinnen, der bei den

Völkerbundsverhandlungen über die Abrüstung eine so große Rolle

spielt. Frankreich hat das Höchstmaß von militärischer Sicherheit
erreicht, das überhaupt denkbar ist, besonders auch deswegen, weil

Deutschland völlig entwaffnet ist und als militärischer Faktor ver-

gleichsweise gar nicht in Frage kommt.

Die Angestelltenversicherung iin Iahre 1928.

Jm Jahre 1928 sind im Angestelltenversicherungsgesetz einige
Abänderungen vorgenommen worden — Heraufsetzung der Gehalts-
grenze, Aufsetzung einiger Beitragsklassen, Erhöhung der Beitrags-
sätze für die freiwillige Weiterversicherung —, die sich außer-
ordentlich günstig auf die Finanzlage der Reichsversicherungsanstalt
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für Angestellte ausgewirkt haben. Wie aus dem Iahresbericht des

Direktoriums hervorgeht, stiegen die Einnahmen aus Bei-

trägen (von rd. 280 Mill. RM. im Iahre l927) auf rd.

517,1 Mill. RM., zuzüglich Vermögenszinsen usw. auf insge-
samt fast 406,Z Mill. RM. (gegen rd. Z40,6 Mill. RM.).

«

Dem standen Ausgaben von rd. 138,2 Mill.RM. (gegen rd.

141 Mill. RM. im Vorjahre, in denen aber eine einmalige Zahlung
von ZZ Mill. RM. an die Invalidenversicherung enthalten war)
gegenüber, von denen rd. 65 Mill. RM. auf Ruhegelder, rd.

ZZ Mill. RM. auf HinterbliebeneJIrenten, rd. Z Mill. RM. auf
sonstige, zusammen also rd. 101 Mill. RM. (gegen rd.-7Z,4 Mil-
lionen RM. im Vorjahre) auf Rentenleistungen entfielen, ferner
rd. 18,9 Mill. RM. (gegen rd. 17,1 Mill. RM.) auf Heilfürsorge,
rd. 11,Z Mill. RM. (gegen rd. 9,6 Mill. RM.) auf Verwal-

tungskosten.
Somit konnten R ü ck l a g e n in Höhe von rd. 268,Z Mill. RM.

(gegen rd. 199,6 Mill. RM. im Vorjahre) gemacht und das Ver-
m ö g e n (von rd. 7Z2,6 Mill. RM.) auf etwas mehr als eine Mil-
liarde gesteigert werden.

Wie sich schon aus dem Überblick über die Ausgaben für die

Rentenleistungen ergibt, sind diese im Berichtsjahre wiederum ge-
stiegen, wenn die Vermehrung der Ausgaben auch zu einem Teil

auf eine Verbesserung der Leistungen zurückzuführen ist. Die Zahl
der neu bewilligten Ruhegelder belief sich auf 17 568 (gegen
16221 im Vorjahre), so daß, unter Berücksichtigung der Abgänge,
am Schlusse des Jahres 74 796 Ruhegelder (gegen 62 302) liefen —-

davon nur 20 702 weiblicher Versicherter -—, die einen monatlichen
Aufwand von rd. 5,8 Mill. RM. erfordern. Von Interesse ist eine
diesmal vom Direktorium gegebene Übersicht über die Höhe der

einzelnen Ruhegelder: Der Durchschnitt betrug am Zl. März,
vor den am l. April in Kraft getretenen Leistungsverbesserungen,
monatlich 67,82 RM., am l. Dezember dagegen 82,60 RM. Eine

nach Geschlechtern getrennte Aufstellung ergibt, daß von den männ-

lichen Versicherten Z9,4 v. H. ein Ruhegeld unter 80 RM. erhielten,
60,6 v.H. darüber, davon 16,1 v.H. 100 RM. und mehr. Bei den

weiblichen Ruhegeldempfängern waren dagegen die entsprechenden
Anteile 83,8 v.H» 1o,2 v.H. und nur 1,1 v.H. .

Die Zahl der Hinterbliebenenrenten war am Schlusse
des Berichtsjahres.(von 67 Z31 am Schlusse von 1927) auf 77 627

gestiegen, die einen monatlichen Aufwand von rd. Z Mill. RM.

erfordern.
Von weiblichen Versicherten, die wegen V e r h e i r a t u n g aus

der Versicherung ausschieden, haben 23 080 Antrag auf Beitrags-
erstattung gestellt. Die Rückzahlungssumme belief sich auf rd.

Z,2 Mill. RM.
s

Die Heilfürs orge ist wieder außerordentlich stark in An-

spruch genommen worden; Insgesamt gingen. 65 396 Anträge auf
ständiges Heilverfahren ein. Bewilligt wurden 38 716

Heilverfahren «(gegen Za 574 im Vorjahre), die in sieben eigenen
Heimen und in mehr als 100 der Reichsversicherungsanstalt zur
Belegung zur Verfügung stehenden Bädern, Sanatorien und Lungen-
heilanstalten durchgeführt wurden. Die Bewilligungen machten
59,Z v.H. aller im Berichtsjahre erledigten Anträge aus; das ist
eine kleine Verbesserung gegenüber dem Vorjahre (mit 58 v.H.).
Von»Anträgen auf Zuschuß zum Zahnersatz oder zu sogenannten
größeren Heil-mitteln (nichtständige Heilverfahren) wurden 39 U!

bewilligt (gegen 31977 im Vorjahre), das sind 92 v.H. aller er-

ledigten Anträge.

Die Reichsversicherungsanstalt gewährte außerdem Zuschüsse in

durchschnittlicher Höhe von je 110 RM. für 3894 Heilverfahren,
die für Kinder von Versicherten, von Ruhegeldemp-
fängern und solche, die Waisenrente aus der Angestelltenversicherung
beziehen, von Kommunen oder Wohlfahrtsorganisationen durch-
geführt wurden.

Die Zahl der Versicherten wurde am Schlusse des

Jahres auf Z,ZI Millionen geschätzt. Am I. Januar 1928 entfielen
ZEMZ v.H. auf männliche, 40,57 v.H. auf weibliche Versicherte.

Gertrud Israel.

Der Entwurf des Bergarbeitsgesetzes.
Dem Reichsrat und »dem Vorläufigen Reichswirtschaftsrat ist

Anfang März der bei der Vorlage des Entwurfs eines Arbeits-

schutzgesetzes angekündigte und ihn ergänzende Entwurf eines Berg-
arbeitsgesetzes zugegangen. Der Entwurf will»eine reichsrechtliche
Regelung des Bergarbeitsrechts schaffen, beläßt aber den Ländern

mit Rücksicht auf die in den einzelnen Bergbaubezirken recht ver-

schieden gelagerten Verhältnisse wichtige Befugnisse. Eine solche
Regelung entspricht der verfassungsmäßigen Verteilung der Auf-.
gaben zwischen Reich und Ländern. —
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schließlich der Pausen gearbeitet werden dürfen.

Wie in der Begründung des Entwurfs ausgeführt wird, wäre
es nicht zweckmäßig gewesen, den besonderen Bergarbeiterschutz
zusammen mit dem allgemeinen Arbeiterschutz in ein und demselben
Gesetzentwurf zu behandeln. Das allgemeine Arbeitsschutzgesetz
mußte sich im Interesse der Übersichtlichkeitdarauf beschränken,den

Schutz derjenigen Arbeitnehmer zu regeln, deren Arbeitsverhältnisse
im wesentlichen gleichartig sind. Dazu gehört grundsätzlich auch die

Bergarbeit über Tage. Für die Eigenart des Bergbaues unter Tage
sind jedoch Sondervorschriften notwendig, die den besonderen
Arbeitsbedingungen und der erhöhten Unfallgefahr der bergmännis
schen Arbeit Rechnung tragen. Diese Vorschriften enthält der vor-

liegende Entwurf, beschränkt sich aber nicht auf die im Arbeits-

schutzgesetz geregelten Materien, sondern umfaßt darüber hinaus
- auch eine Reihe anderer Vorschriften aus den Gebieten der Arbeits-

verfassung und des Arbeitsvertrages, da hier die bisherigen Be-

stimmungen dringend der Vereinheitlichung bedurften. Die rein

wirtschaftlich-rechtlichen Fragen wie z. B. des Bergwerkseigentums
usw. bleiben durch den Entwurf unberührt und der Landesgesetz-
gebung überlassen.

Der Gesetzentwurf gliedert sich in fünf Abschnitte.
Im ersten Abschnitt ist u. a. der Geltungsbereich des Gesetzes

geregelt, dessen Vorschriften für alle Betriebe gelten sollen, die nach
Landesrecht als Bergbaubetriebe anzusehen oder diesen in arbeits-

rechtlicher Hinsicht gleichgestellt sind. Für die Arbeitsverhältnisse
der kaufmännischen Angestellten und Büroangestellten sowie der in

der Ausbildung zu diesen Berufen befindlichen gelten die Vor-

schriften des Bergarbeitsgesetzes nicht.

Derlzweite Abschnitt des Entwurfs will hiiisichtlich der Ar-

beitsordnung im Bergbau die bisherigen landesrechtlichen Vor-

schriften durch die einheitlichen Vorschriften der Gewerbeordnung
mit einigen, durch die besonderen Verhältnisse des Bergbaues ge-
botenen Änderungen ersetzen.

Die landesrechtlichen Vorschriften über den bergbaulichen Ar-

beitsvertrag, den der dritte Abschnitt behandelt, sollen künftig in

Fortfall kommen. Ihr Inhalt wird teils vom Bergarbeitsgesetz
übernommen, teils dadurch ersetzt, daß bestimmte Vorschriften der

Gewerbeordnung künftig auch für den Bergbau anwendbar sein
sollen. Ferner bringt der dritte Abschnitt Sondervorschri ten über

die Verpflichtung zur Leistung von Untertagearbeit durch bertages
arbeiter und umgekehrt, über unzulässige Entlohnungsarten, über

das Gedinge, die Fördergefäße, den Abkehrschein usw.
Der wichtigste und umfangreichste Abschnitt des Entwurfs ist

der vierte, der den Arbeitsschutz regelt. Hier wird in § 25 die

regelmäßige-Arbeitszeit unter Tage folgendermaßen begrenzt:
»Als Arbeitszeit im Bergbau unter Tage gilt die Schichtzeit.

Die Schichtzeit beginnt für jeden einzelnen Arbeitnehmer mit dem
Betreten des Förderkorbes oder Stollenmundlochs bei der Einfahrt
und endet mit dem Verlassen des Förderkorbes oder Stollenmunds

lochs bei der Ausfahrt. Die Schichtzeit darf sieben und eine halbe
Stunde täglich, und, falls in die Schichtzeit Ruhepausen oder

Arbeitsunterbrechungen von insgesamt mindestens einer halben
Stunde fallen, acht Stunden täglich nicht überschreiten.

Mit Zustimmung des Reichsarbeitsministers kann die oberste
Landesbehörde für bestimmte Bezirke oder Arten des Bergbaues
die in Absatz 1 Satz Z vorgesehene Grenze um höchstens eine halbe
Stunde täglich erweitern, wenn die längere Schichtzeit aus Gründen

des Gemeinwohls dringend erforderlich ist.«
Daneben ist in gewissem Umfange Mehrarbeit zugelassen. —-

Diese Sondervorschriften über die Arbeitszeit sind für die Berg-
arbeiter günstiger als die allgemeinen Bestimmungen des Arbeits-

schutzgesetzes, wonach ohne weiteres täglich acht Stunden aus-

Sie sind auch
günstiger als der augenblickliche Zustand, da·vin den meisten deut-

schen Revieren auf Grund von Mehrarbeitsabkommen zur Zeit tat-

sächlich die achtstündigeSchichtzeit besteht, in die nur die eine der

Seilfahrten eingerechnet wird. Wie in der Begründung des Ent-

wurfs dargelegt wird, sind die Schichtzeiten in den anderen west-
europäischen Kohlenländern, insbesondere England, für den Berg-
mann nicht günstiger geregelt als dies der Entwurf vorsieht, was

im Hinblick auf den internationalen Wettbewerb natürlich von

großer Bedeutung ist. Das Washingtoner Abkommen über den

Achtstundentag sieht übrigens für die Bergarbeiter keine Sonder-

behandlung vor.

Die übrigen Vorschriften des vierten Abschnitts über Mehr-
arbeit, ununterbrochene Arbeit, verkürzte Arbeitszeit an heißen
Punkten, Sonntagsarbeit, Schutz der weiblichen und jugendlichen
Arbeitnehmer usw. lehnen sich im wesentlichen an den Entwurf des

Arbeitsschutzgesetzes an.
»

s

Die Überwachung des Arbeitsschutzes im Bergbau soll nach
dem Entwurf, wie gegenwärtig, durch die Bergbehörden der Länder

erfolgen. In der Ausübung der Arbeitsaufsicht im Bergbau sollen
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diejenigen Bergbehörden, denen die Beaufsichtigung von Stein-
kohlenbergwerken mit zusammen mindestens2000 Untertagebeschafs
tigten obliegt, durch Grubenaufsichtsmännerunterstütztwerden, die

die erforderliche praktische Erfahrung als Arbeitnehmer erworben

haben. Bei der Aufklärung von Unfallen usw. sollen Gruben-

sicherheitsausschüssebeteiligt werden, denen auch Arbeitgeber und

Arbeitnehmer angehoren mussen.
RAE-Rat Drr Joachim F is ch er.

Das neue politische Kabinett.
Seit einer Woche ist zur Tatsache geworden,··was die voran-

gegangene lange Regierungskrise in Warschau allmahlichmit einiger
Sicherheit erwarten ließ: Polen hat ein neues Kabinett.

»

Auch zu
der weiteren Voraussicht, daß die neue Regierung noch starker«und
erkennbarer den Stempel des Marschalls Pilsudski tragen würde,
gehörte keine besondere Kombinationsgabe. War diese Losung doch
ohne weiteres durch das z.Z. bestehende Kräfteverhältnis gegeben,
das, wenn auch nicht zahlenmäßig, so doch faktisch zugunsten der

Anhänger des Marschalls bestand. Immerhin war der«Gang »der
Ereignisse, die dieses allgemein vorgeahnte Ergebnis zeitigten, nicht
uninteressant. Zeigte doch die Opposition bei der Behandlung des

Verfassungsprojektes, von dem die Regierungskrise ihren Ausgang
nahm, daß sie nicht gewillt war, die letzten Reste demokratischer
Prinzipien und eines parlamentarischen Systems kampflos für eine

verschleierte Diktatur preiszugeben. »

Der neue Ministerpräsident und bisherige Unterrichtsminister
Switalski hat die Verkündung eines Regierungsprogramms mit der
Begründung abgelehnt, daß er einen solchen Schritt nur dann für
erforderlich halten würde, wenn die Regierung beabsichtige, einen
neuen Kurs einzuschlagen. Aus seinen Worten kann man also ent-

nehmen, daß eine solche Absicht zur Zeit jedenfalls nicht besteht.
Diese Erklärung ist sicherlich nicht nur eine Geste zur Beruhigung
der Opposition — der Sejm wird ja sowieso vor der nächsten
Budgetberatung, also wahrscheinlich vor Herbst d.I., kaum in An-

spruch genommen zu werden brauchen —, sondern der Ausdruck der
Erkenntnis einer auch außenpolitischenNotwendigkeit;» Polen be-

findet sich zur Zeit in einer Wirtschaftskriseund hangt»deshalb
mehr als je von der Einstellung und dem Urteile seiner ausländischen
Anleihegläubigerab; deren Stimmung würde aber zweifellosdurch
die Ausschaltung einer parlamentarischen Kontrolle der Regierung
aUf dem Wege der Diktatur, wie auch durch die dann «zu«erwarten-
den innerpolitischen Wirren nicht gebessert werden. Die jetzigeRe-

gierungsbildung ist außerdem vom Standpunkteder PilsudskisAni
höngerein zweifelloser Fortschritt auf der Linie der Verwirklichung
ilEiter Pläne, ider aber andererseits auch wieder durchs einen gewissen
Kräfteaufwandund Prestigeverlust —- man denke an die·Czechowicz-
Uffäre —- erkauft werden mußte. Da auch die Opposition es als
einen gewissen äußeren Erfolg buchen kann, das Verfassungsprojekt
zunächsteinmal in den Hintergrund gedrängt zu haben, waren also
M sich die Vorbedingungen für eine vorübergehende innerpolitische
Entspannung gegeben.

«

Die außenpolitischeEinstellung des Kabinetts ist zur Zeit noch
Ungeklärt, obwohl sich die vorerwähnte Erklärung Switalskis auch
auf dieses Gebiet beziehen läßt. Sympathisch berührt der an diese
Erklärungangeschlossene Ausspruch des Ministerpräsidenten, man

Möge die neue Regierung nicht nach ihren Ankündigungen, sondern
nach ihren Taten beurteilen. Besonders wird dies vielleicht von

er· deutschen Minderheit empfunden werden« der der Zwiespalt
Zwischen Worten und Taten des zurückgetretenenKabinetts Bartel
manche schwere Enttäuschung bereitet hat.

Die neue Krise in China.
d

Das neue China hat in den letzten Wochen eine ernste Krise
Urchgkmachhdie wohl die schwerste war seit seinem Bestehen.· Sie

hatte Ihren Grund in dem alten Gegensatz zwischen der gemaßigten

und der radikalen Richtung in der Kuomintang-Partei sowie in dem

Streit um die Verfassung und Organisation des neuen chinesischen
Staates. Dieser Streit geht im wesentlichen um die Frage, ob der

zukünftige Staatsaufbau ein mehr zentralistischer oder föde-
ralistischer sein soll. In ihm standen sich in der Hauptsache gegen-
über die Zentralregierung in ·Nanking unter Führung von Chiang
Kai-shek, die sich im wesentlichen auf die Iangtsemündung und

die Küstenprovinzen stützt,und die sogenannte Gruppe der Kuangsi-
Generale in Kanton und Wuhan. Während die erstere eine starke
Zentralgewalt erstrebt, die notwendig ist, um das Riesenreich

·

wieder in Ordnung zu bringen, setzte sich die letztere für eine

föderalistische Verfassung ein, die den einzelnen Provinzen und

ihren Machthabern wie bisher militärisch, wirtschaftlich und ver-«

waltungstechnisch eine gewisse Unabhängigkeit gegenüber der

Zentrale in Nanking sichern sollte.
Die Krise wurde akut, als in der zweiten Februarhälfte plötz-

lich Truppen der Kuangsigruppe in die Provinz Hunan einrückten
und den dortigen Vertreter der Zentralregierung stürzten. Dieses
Verhalten bedeutet einen scharfen Vorstoß gegen die Zentralisationss
bestrebungen Nankings. Es führte schließlich zur offenen Auf-
lehnung, als Nanking die maßgebenden Führer der Kuangsis
gruppe für abgesetzt erklärte und Chiang Kaisshek einen von ihnen
in Nanking kurzerhand verhaften ließ, als dieser ihm die Forde-
rungen seiner Partei überbrachte. Die damit gegebene Krise
wurde noch verschärft einmal durch das Unternehmen des Generals
Chang Chungschang, der, ein alter Parteigänger des verstorbenen
Marschalls Chang Tsoslin, im Februar angeblich mit japanischer
Unterstützung in Nordschantung gelandet war und sich dort- ein
neues Machtzentrum geschaffen hatte-, dann aber vor allen Dingen
durch die unsichere Haltung der Generale Feng yushsiang und yen
Shiichan in Honan beziehungsweise Schansi, die beide ursprünglich
als Kriegsminister beziehungsweise Innenminister der Zentral-
regierung in Nanking angehört, ihre Stellungen jedoch Anfang
März plötzlich niedergelegt hatten.

So war die Tage in China, als am 15. März der Kuomintangi
kongreß in Nanking zusammentrat, dessen Aufgabe es als höchstes
Organ der Partei war, zu der Regierungsführung der Zentral-

"

regierung sowohl als auch zu dem Streit zwischen dieser und der
Kuangsigruppe Stellung zu nehmen. Diese Stellungnahme fiel zu-
gunsten der Zentralregierung und ihres Führers Chiang Kaiishek
aus. Der Kongreß erklärte sich identisch mit den Zentralisations-
bestrebungen Nankings. Er beauftragte Chiang Kaisshek, mit
Waffengewalt gegen die Kuangsigruppe vorzugehen und dieser
gegenüberdie Autorität der Zentralregierung wiederherzustellen.
Dieses entschlossene Handeln des Parteikongresses hat am 4. April
zur·EinnahmeWuhans durch die Nankingtruppen geführt. Gleich-
zeitig damit ist es der Nankingregierung gelungen, auch in -Kanton,
dem anderen Hauptstützspunktder Kuangsigruppe, ihre Autorität

wiederherzustellen, dann aber Ende März mit Japan zu einem
Abkommen zu gelangen, in dem sich Japan zur sofortigen Räumung
von Schantung verpflichtet und gleichzeitig damit China Zugeständ-
nisse macht, die geeignet sind, die Stellung der Nankingregierung
im Innern weiter zu festigen. Iapan hat sich bereit erklärt, auch
seine sämtlichen Polizeitruppen aus den japanischen Konzessionen
in China zurückzuziehenund der Nankingregierung zwei Millionen
yen als Entschädigung für die durch die japanische Besetzung in

Schantung angerichteten Schäden zu zahlen. Dieses Abkommen
hat inzwischen auch die- Billigung der japanischen Regierung ge-
funden. Die Zurückziehung der japanischen Truppen sollte bereits
ani 15. April beginnen. Sie ist inzwischen auf Bitten der Zentral-
regierung in Ranking noch hinausgeschoben worden angesichts der

Haltung des Generals Feng yushsiang, die nach 'wie vor unklar ist.
’

Die Krise, die das neue China zur Zeit durchmacht, ist somit
auch heute noch nicht ganz behoben. Sie wird es erst sein, sobald
über die wirklichen Absichten des letztgenannten Generals volle
Klarheit herrscht und ein eventueller Kampf zwischen ihm und der
Zentralregierung in Nanking entschieden ist. Hans Roh.de.-

Hans Piszjnen
Zum 60. Geburtstag

»

Ein deutscherMeister begeht am 5. Mai seinen 69. Geburtstag.Einer von den stillen Musikern, die fern von der Zerrissenheiteines

btcsdelndenJahrhunderts den Weg zurücksuchen in eine·einfachere,natuts und gottnähere Zeit. Ein Dichter, der in die Grunde-
der Vergangenheit hinabgestiegen ist, nicht um zu fliehen-
spntfemUm ZU suchen. Und der in fremden Jahrhunderten nicht
allein die Hochblüte einer musikalischen Kunst fand, mehr Recht dte
Seele feiner eigenen Nation.

Sie tritt ihm entgegen in Hartmann von der Aue, dem schwä-
bischen Edien, Kreuzritter und Dichter des ie. Jahrhundert-, dessen

»Armer Heinrich« den Stoff zu seinem ersten Musikdrama liefert,
er findet sie in der unvergleichlichen Kunst der burgundischen Meister
des 15. und ie. Jahrhunderts, deren musikalisch kühne Sprache
seiner eigenen seltsam wesensverwandt ist, er hört das Dichterwort
zu seinen Gesängen im beginnenden 19. Jahrhundert aus den
Versen des einfachen und frommen Eichendorff.

Was er gefunden und empfangen hat als Philosoph- Dichter
und Musiker auf diesem Weg durch Jahrhunderte, das sieht er
verwandt und doch künstlerisch wesensfremd gestaltet im Werk
seines großen musikalischen Vorläufers Richard Wagner. Doch die
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Wagner treibende Kraft:
sinnliche Üppigkeit, rührt diesen wunder-

gläubigen romantischen Musiker nicht. Aus

denselben Wurzeln wachsen zwei Bäume.
Gegen Wagnersche Glut stellt Pfitzner die

Unsinnlichkeit, die Beherrschung, den asketi-

schen Anbetungswillen eines Mystikers Und
was er gab und was er schuf, Werke von

seltsam spröder Haltung und einem wunder-

vollen edlen Glanz, Werke, deren innere

Spannung oft ihre äußere Form zu zer-
sprengen droht, das gestaltete er in einem

heiligen Ernst und im Bewußtsein, als einer
der letzten deutschen Musiker, unberührt durch
die Einflüsse eines künstlerischen Internatio-
nalismus (wie er das Schaffen der jüngeren
Generation leitet), für sein Deutschtum
zeugen zu müssen.

In diesem Sinne möchten seine Werke,·
die Bühnenschöpsungen Der arme Heinrich,
Die Rose vom Liebesgartem Das Christelfs
lein, die Romanische Kantate von deutscher
Seele, die kühnen Kammermusiken und der

romanische Blütenstrauß seiner Lieder, wirken

Leidenschaft Und

W

Des alten Handwerks Recht und Gewohnheit. Von Reichsarbeits-
minister Ru dolf Wiss ell.. Verlag E.Wasmuth-A.G.,Berlin.
2 Bände mit insgesamt etwa 1400 Seiten Text und etwa 100

Tichtdrucktafelm Preis in Ganzleinen 50 RM.

Wer das Wesen der für das Einheitsbewußtsein unseres
Volkes so wichtigen Volkskunde recht verstehen will, der darf an

dem großen Schatz volkstümlicher Eigenheiten nicht vorübergehen,
den die Geschichte des Handwerks in sich schließt. Wohl in keinem

Teile des Volkes hat
sich eine solcheFülle

bemerkenswerter

Formen und eigen-
tümlicherGebräuche
entwickeln und zum
Teil bis in die

jüngste Vergangen-
heit hinein erhalten
können, wie gerade
im Handwerk. Frei-
lichgeht auch hier die
Tradition im Zeit-
alter des Verkehrs
und der Industri-
alisierung mehr und

mehr verloren;
immer spärlicher
fließen die Quellen
dermündlichenüber-
lieferung. Man mag
dieseEntwicklungbes
dauern, nicht zuletzt
im Hinblick auf die

künstlerischenWerte,
die das alte Hand-
werk geschaffenhat;
aber aufzuhalten
wird sie nicht sein.
Um aber die Verbin-

dung zu den kulturellen Werten der Vergangenheit nicht ganz abreißen
zu lassen, um das Ternen aus den Anfängen und aus der Ent-

wicklung des Handwerks zu ermöglichen, ist es von größter Be-

Der Schlachter von Ivst Amman

deutung, das zu sammeln und der Offentlichkeit zugänglich zu«
machen, was eben noch an Bemerkenswertem sich auffinden und

feststellen läßt. Dieser Aufgabe hat sich der gegenwärtige Reichs-
arbeitsminister Rudolf Wissell in einem unlängst erschienenen
Werke ,,Des alten Handwerks Recht und Gewohnheit« unterzogen.
In der Einleitung schildert er so recht lebendig, wie er als junger
Metallarbeiter in Kiel zum ersten Male mit altem Handwerks-
brauch in Berührung kam. Dort wohnte er einer Versammlung
seines Fachvereins bei, die sich in einem mit Kerzen erleuchteten
Raume bei »ge«o·ffneterLade« und unter strenger Beobachtung
feierlicher Formen abspielte. Dieses Erlebnis war von nach-
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Bcickin die Bücher

und verstanden sein. Im selben Gedanken

auch sind seine Streitschriften gegen die

internationalisierte Kunst herausgeschleudert,
geschrieben und gedacht als Mahnruf eines

getreuen Eckart.

Der nun 60jährige Meister, der in der

Zeit vor dem Kriege seine deutsche Mission
an der Straßburger Bühne erfüllte, hat seinem
eigenen Sein im Bühnenwerk palestrina,
einem Stück Selbstbiographie, am tiefsten

- Ausdruck verliehen. In diesem Künstler-
drama, das die künstlerischeFortentwicklung
durch die Jahrhunderte verbildlicht, hat sich
pfitzner das eigene Denkmal gesetzt. Und was

er seinen, auf der Höhe des Ruhms still ge-
wordenen Palestrina aussprechen läßt, das
könnten des früher kämpferischen Meisters
eigene Worte an diesem Festtage sein, dieses
ergebene Künstlergebet:

»Nun schmiede mich, den letzten Stein

An einem deiner tausend Ringe,
Du Gott —- und ich will guter Dinge
Und friedvoll sein.« Dr. Alb. K. Hens chfel.

-———-———-.

haltigem Eindruck auf den jungen Maschinenbauer, der von nun

an mit Eifer und Aufmerksamkeit die alten Bräuche beobachtete
und sammelte. Dazu bot sich ihm, der bald selbst zum Vorsitzenden
seines Fachvereins aufstieg, um dann in der Gewerkschaftsbewegung
eine immer stärker hervortretende Rolle zu spielen, vielfach Gelegen-
heit. In Archiven und Büchereien, in Handwerksakten und alten
Laden sandsich manche wertvolle Aufzeichnung, die er, wie einst vor

ihm die Brüder Grimm, durch mündliche Auskünfte alter Hand-
werker zu ergänzen suchte. So hat Wissell in ZZ Jahrzehnten un-

ermüdlicher Arbeit ein so umfangreiches Material über das alte

Handwerk zusammengebracht, wie es wohl selten oder nie in einer

Hand vereinigt gewesen ist. Dieses Material hat seinen Niederschlag
gefunden in den zwei umfangreichen, mit vielen Abbildungen ge-
schmücktenBänden des vorliegenden Werkes, das sich in seiner ein-

fachen Sprache an das Verständnis weitester Kreise wendet, ohne
indessen die wissenschaftliche Gründlichkeit und Genauigkeit jemals
außer acht zu lassen. Das beweisen schon die unzähligen Quellen-
angaben, mit denen Wissell überall das Ergebnis seiner Forscher-
arbeit belegt.

Der 1. Band führt den Untertitel ,,Des alten Handwerks
Freiheit und Recht«. Er behandelt die Entstehung und Entwicklung
des Handwerks und des Zunftwesens, wobei die rechtlich-fozio-
logische Seite besonders herausgearbeitet ist. Das Werden der

Zünfte und ihre Kämpfe, ihre Bezeichnungen, Satzungen, Ordnungen
für Meister, Gesellen und Lehrlinge, die prüfungen, die Regelung
der Sehr-, Wander- und Wartezeit usw. sind nach einheitlichen
Gesichtspunkten an Hand zahlreicher wörtlich gebrachter Quellen

dargestellt. Die für uns so unvorstellbaren Begriffe von Ehre und

Unehre im Handwerk werden geschildert, die z. B. dazu führten,
daß das unbeabsichtigte und zufällige Töten eines Hundes den

Handwerker auf Lebenszeit unehrlich machte. In den Abschnitten
über die wirtschaftlichen und sozialen Bindungen der Zünfte tritt

die immer ärger werdende Verknöcherung und Erstarrung des

Zunftwesens deutlich hervor. Eine große Rolle spielte hierbei die

Angst der Meister vor Konkurrenz, die Kämpfe gegen »die psuscher
und Bönhasen«, denen »das Handwerk gelegt wurde« — ein Aus-

druck, der wie viele andere aus dem Sprachgebrauch des alten

Handwerks in den Wortschatz der Gegenwart herüber genommen
worden ist. Der Sozialpolitiker findet manchen interessanten
Hinweis in der Darlegung des mittelalterlichen Arbeitsrechts, das

z. B. schon ein Verbot des Trucksystems und die Anfänge einer

Krankenversicherung kannte. Freilich «mußteschon damals der

soziale Fortschritt den Meistern häufig in zähen«Kämpfen von den

Gesellen abgerungen werden, wobei es gelegentlich zu organisierten
Streiks kam. Weiter wird im ersten Band dargestellt, wie die

Bestrebungen der Zünfte ihren Niederschlag in der Gesetzgebung
der Gemeinden, der Länder und des Reichs gefunden haben.

Der 2. Band des Werkes mit dem Untertitel ,-Handwerks-
brauch und Gewohnheit«, in dem die Besonderheiten der einzelnen
Handwerke geschildert werden, ist mehr der volkskundlichen Seite
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der Handwerksgeschsichtegewidmet. Er

ordnet sie in die kulturgeschichtliche Ent-
wicklung des Volksganzen ein. Die

Verdienste des Handwerks um das

Deutschtum werden in das rechte Licht
gerückt. Wir erfahren, daß die deut-

schen Handwerker in ihren Insnunsgen
nach Skandinavien, den russischen Ostsee-
provinzen, nach Sisebenbiürigenusw. vor-

driangen und. dort ishr deutsch-es Volks-

tum erhielten und· pflegten.
Wissels Buch läßt die geistigen

Grundlagen des alten deutschen Hand-
werks, dessen einzisgartige Organisation
seinerzeit in Europa eine wirtschaftliche
Großmacht lmar, den Kampf der wirt-

schaftlichen und gesellschaftlichenMächte
und Idsas geschlossene Gefüge des natio-

nalen Willens imalten deutschen Hand-
werk »vor uns lebendig werden. Es be-
deutet soiwsohl für das Verständnis der

geschiichtlichen Entwicklung des Hans -

merks-, wie auch für das Problem der

Ausseiniandersetzung von Kapital und

Arbeit im Mittelalter eine bisher fehlende
Grund-lage der Forschung und An-

schauung. Dr. J. F.

(
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Der Nadler von Fest Amman

Die ErdEnUng des Hemden-Hauses derKaiser Wilh elm- Gesellschaft
Von Oberregierungsrat Dr. W. Felsen

Der 7. Mai wird in Berlin-Dahlem eine Versammlung von

Gelehrtenund am öffentlichenLeben der Nation interessierten Per-
spnlichkeitenvorfinden, wie sie sich nur selten in den Räumen der

Kstet Wilhelm-Gesellschaft, die der reinen und exakten Forschung
dient,versammelt. An diesem Tage wird in der Ihnestraße 18 in

PerlinsDahlem das Gästehaus der Kaiser Wilhelm-Gesellschaft er-

0ffnet, das zu Ehren des Begründers der Gesellschaft, Adolf
Von Harnack, den Namen HarnacksHaus führen wird. Dieses
Hale dient in erster Linie dem Zweck, ausländischen Gästen der

KaiserWilhelm-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften eine

gastlicheStätte zu gewähren, an der sie ungestört und nicht behindert
d,Ukchirgendwelche äußerlichen Schwierigkeiten ihrer wissenschaft-
IICIWUArbeit nachgehen können. Es werden also ausländische
Gaste sein- die auf den gleichen Gebieten arbeiten, wie sie im

Wesentlichenden Arbeitsbereichl
der Kaiser Wilhelm-Gesellschaft
bilden. Dies-eGesellschaft gehört
zu den Institutionen in Deutsch-
lands deren Wirksamkeit der

Musen
·

Art ihrer Betätigung
nach mcht auf Bekanntwerden

WeitlaUßenhin, nicht auf Publi-
MIIOU und aqu Sensation eisns

Weilt ist, sondern sdie sim stillen
aVbeiten und deren Erfolge —«

Wenn man überhaupt dieses

gimasVeräußerlichendeWort für

Je Ergebnisse wissenschaftlicher
T It anwenden will —- sich

UUV indirekt bemerkbar machen.
Aber dies-e Ergebnisse sind

Pthanden Wenn wir heute auf

ZVSereinemGebiet, z. B. auf
Un Gebiet der Landwirtschaft,
von neuen Tatsachen hören, so
Yerden wir daran erinnert, daß

» » » »

IndesVer Institute der Gesellschaft, nämlich das Institut fur Zuch-
SULWSSfOVfchUngcdaz 2in der Nähe von M ü n ch eb e r g (Mark) seinen

dttzhat- sich mit der wissenschaftlichenErforschung der«Grundlage
er SaatZUchtbeschäftigt,deren Ergebnisse in erster Linie der-deut-

en Landwirtschaftzugute kommen sollen. Oder wir beschäftigen
uns mit Fragen der pfychiatrie, der Seelenheilkunde — und schon
Fädenwir auf die deutsche Forschungsanstalt für Psychiatrie in

nchen verwiesen, die seit dem Jahre 1924 dem Kreis dek«

Kaiser Wilhelm-Institute eingegliedert ist. Oder weiter: auf dem
O en Sonnenblick bei Gastein und auf dem Obir bei Klagen-
Urt sind Observatorien. Wenn wir nach ihren Unterhaltsm
UZSSWso·bekommen wir die Antwort, daß es wiederum die Kaiser
Pollheim',Gefellsc·haftist, die sich in die Unterhaltung-kosten mit der

gierresckitschenBundeskegierung teilt. um 1. Oktober 192»7begaun

las Kalt-er Wilhelm-Institut für Anthropologie, menschllckleEXP-
dehkeund«Eugenik feine Tätigkeit. In nächsterRuhe Akbeltete M

em JUstUUt für experimentelle Therapie Wassermann an der
Okschungder Syphiiissera und stellte untersuchungen an, die dte

Das Ha matt-Haus

Grundlage zu einer Aufklärung dieser für die Menschheit in

höchstemMaße bedeutungsvollen Dinge gegeben haben. In diesen
Räumen wurden bisher ausländische Forscher untergebracht, die
nun im HarnacksHaus eine bleibende Gaststätte finden werden.

Von den zahlreichen Instituten, die die Kaiser Wilhelm-Ge-
sellschaft unterhält, wurden nur ganz wenige genannt, und es ist
nicht möglich, von der Tätigkeit auch nur dieser wenigen Institute
ein annähernd erschöpfendes Bild zu geben. Zum mindesten muß
noch das Institut für Arbeitsphysiologie in Berlin
erwähnt werden, das in erster Linie der physiologie, der Patho-
logie und der Hygiene der körperlichen und geistigen Arbeiten ge-
widmet ist. Hier wird die Frage der Ermüdung, der Zweckmäßig-
keit des Arbeitsprozesses, der Arbeitskleidungund der Ernährung
untersucht, und vielleicht wird an diesem Beispiel am deutlichsten

klar, iwie reine Forschung, wie
reine Wissenschaft doch schließ-
lich eminent praktische Wirkun-

gen ausüben und schließlichdas
Leben bireitester Schichten unseres
Volkes zu erfassen und zu regeln
und die Bedingungen der Existenz
dieser Massen zu verbessern be-

stimmt sind.
-Wi-e man sieht, ist die ·M e -

th o d e der Kaiser Wilhelm-Ge-
sellschaft eine völlg andere als
die der Unisversitätenund sonsti-
gen Hochsschulen Sie arbeitet

niach dem System Ider Dezentralis
satiom Iedes Forschusngsgebiet
hat sein eigenes Institut, für
jeden Zweig der Wissenschaft sind
besondere Gelehrte bestimmt, die

hier mit den feinsten und letzten
Hilfsmitteln zu Forschungs-erger-
nissen gelangen, die sie aus

Gründen zeitlicher wie sachlicher Einschränkung siim Rahmen der

Hochschulen niemals erreichen könnten. Was bisher fast ausschließ--
lich deutschen Gelehrten zugute kam, soll jetzt aus jener echt wissen-
schaftlichen Einstellung heraus, für die es nur eine Inter-
nsationale des Geistes gibt, den Forschungswilligen und

Forschungsfleißigen all-er Nationen ermöglicht werden.

«

Die Kaiser Wilhelm-Gesellschaft verspricht sich von der ge-
meinschaftlichen Arbeit der Gelehrten eine Befruchtung ihrer
eigenen Arbeiten: durch die Kenntnis ausländischer Me-
thoden, sie erwartet zugleich ein Hinaustragen deutschen
Forschergeistesin alle Welt. Indem die Gesellschaft ein wiss en-

schaftliches Forschungszentrum in Deutschland für die

internationale wissenschaftlicheZusammenarbeit schafft, hofft sie
eine praktische Leistung Deutschlands für die Organisation der in-
ternationalen Wissenschaftzu vollbringen. Fern von den Getrieben
der Großstadtist hier ein Heim geschaffen worden, das alle geistig
interessiertenKreise anziehen soll, ein Gespräch mit Angehörigen
gleicher oder anderer geistiger Richtungen zu führen und auf diesem
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Ver Oeimotdtenst

Wege zugleich eine Atmosphäre des’ näheren gegenseitigen Ver-

stehens der Nationen zu schaffen.
Hinter der deutschen Wissenschaft liegen schwere Jahre. Die

Brücken geistiger Verständigung wurden im Kriege abgebrochen,
und in den Jahren gleich nach dem Kriege geschah nur allzu wenig,

.um sie neu zu errichten. Kaum aber waren die ersten Fäden der

Verständigung geknüpft, da brach die Jnflation über die

deutsche Wirtschaft herein, die allen Hoffnungen ein Ende setzte.
War es im Kriege und in den ersten Jahren nach dem Kriege nicht
möglich gewesen, ausländische wissenschaftliche
Werke, Zeitschriften, Abhandlungen ussw. zu be-

ziehen, weil idie geistigen und seelischen
Voraussetzungen hierfür fehlten, so tat

jetzt sin den Schreckens-fahren der Jnsflation idsie

wirtschaftlich-e Not das-«i1hri-ge-dazsu,um

die Wsiederianknsüpifungder gerissenen Bande zu

erschweren. Über die allergrößten Röte helfen
die guten Beziehungen hinweg, die die Kaiser
Wilhelm-Gesellschaft mit der Not-gemein-
schaft der Deutschen Wissenschaft
verbinden. Wie der Generaldirektor der Gesell-
schaft, Dr. Glum, in der ,,M«inerva-Zeit-
schrift« sin einem interessanten Aufsatz über

Wesen und Aufgaben »der Gesellschaft vor

einiger Zeit a-usfüshrte,haben sich iihre Institute
wiederholt der besonderen Förderung
der Notgsemieinsschsaft bei sdier Be-

schaffung svon Apparaten, Forschungsstipendien,
Büchern und Zeitschr-isten zu erfreuen gehabt
und an ihren großen gemeinsamen Untier-

neghmunsgen teilgenommen. Die Niotgemsein-
schaft ergänzt bei »den großen Forschungs-

«

ausgaben die Arbeit· sin Ider Kaiser Wilhelm-Gesellschaft in

wertvoller Weise. Auf vielen Gebieten der Wissenschaft erscheine
es wichtiger, so führte Glum aus, zunächst verschiedene Gelehrte
zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammenzuführen, bevor

man sofort an die Gründung von Forschungsinstituten herantritt,
und diese Arbeitsgemeinschaft von Gelehrten, die die Gesellschaft
nicht für »institutsreif« hält, können an die Notgemeinschaft ver-

wiesen werden. Zugleich aber ist es möglich, durch die Not-

gemeinschaft in engere Beziehungen zu den U n i v ers it äte n und

anderen Hochschulen zu treten, so daß mannigfache Berührungs-

Eingang zum Harnaekhauo

punkte beider Einrichtungen gegeben und auch in erfreulicher Weise
bisher in Anspruch genommen worden sind.

Das HarnackiHaus ist durch das Zusammenwirken mannig-
facher Kräfte zustande gekommen. Die Kaiser Wilhelm-Gesellschaft
zur Förderung der Wissenschaften, die aus Anlaß der Jahrhundert-
feier derUniversität Berlin durch Satzungen vom Il. Januar 1911
ins Leben gerufen wurde und mit dem gleichen Tage ihre Tätigkeit
begann, hat sich von jeher der besonderen Förderung der

und der preußischen Staatsregierung
erfreut. Diese Förderung wurde selbstverständ-
lich auch dem HarnacksHaus zuteil, für das ins-

besondere der Reich-smin«istserdes Asuswärtigem
der Reichsinnenminister, der Reichsfinanzs
minister tsowie »der preußisscheK»wltussnrin-ister
mit großer Wärme eintraten. Von der Reichs-
regierung wurden erhebliche Mittel für den
Basu szur Verfügung gestellt. Der Staat Preußen
hat das große wertvolle Grundstück gest-isten
Darüber hin-aus beteiligte sich die Wirtschaft
mit größeren »Stiftungen, und nachdem auf
diese Weise die Regierungen wie die Unter-

nehmerkreise, die Organisationen der freien
und der christlichen Gie.w-erkschaften,
die politischen Parteien vo n den Kommu -

nisten bis zu den Nationalssozias
liisten dazu beigetragen haben, die Arbeiten
der Gesellschaft zu unterstützen,darf mit bestem
Recht festgestellt werden, daß hier wirklich ein-
mal durch das Zusammenwirken aller kulturell

interessierten Kräfte ein Werk geschaffen
worden ist, das

sich
in Deutschland wie im

Auslande sehen lasen Gan-n. sSso schwer es für
den Laien ist, sich von den komplizierten Materien der verschieden-
artigen Arbeiten der jeweiligen Institute eine einigermaßen zu-
treffende Vorstellung zu machen, fo schön und einleuchtend ist der
Gedanke des HarnacksHauses, aus dessen Boden, wie wir bestimmt
hoffen, eine Atmosphäre des gegenseitigen Sichverstehens erwachsen
wird, die sicherlich stark genug sein wird, manche politischen Span-
nungen der Gegenwart und der Zukunft zu überbrücken. Jn der

,,Gelehrtenrepublik« der Zukunft, von der wir träumen, mehr: die
wir erwarten, wird das HarnacksHaus seiner Idee wie seiner
Wirkung nach ein prächtiges Gebäude darstellen.

Reichs-

Deuische Touristen in London und Schotiland.
Jn diesem Jahre wird ein großes deutsches Touristenschiff die Themse hinausfahren

und vor Greenwich ankern. Es ist das 14000 Bruttoregistertonnen große Motorschiff ,,Monte
Olivia« der Hainburg-Südamerikanischen DampfschiffahrtssGesellschaft, das in der Zeit
vom 22. Juni bis 1. Juli eine Gesellschaftsfahrt nach condon und Schottland unternimmt.

Je nach der Unterbringung an Bord sind die Fahrpreise gestaffelt. Sie beginnen bei

RNL l50.—. Der Aufenthalt in London ist auf drei Tage berechnet, damit die Reise-
teilnehmer genügend Gelegenheit haben, die vielen Sehenswürdigkeiten dieser Riesensiadt

.zu besichtigen. Davon sind zu nennen der berühmte Tower mit seinen vielen Schätzen,
darunter die englischen Kronjuwelen, die Towerbridge, die Münze, die unserer Reichsbank
entsprechende Bank von England, das Parlamentsgebäude, die WestmtnstersKathedrale, die

WestminstersAbte7, die Guildhalh die Börse, die St.-pauls-Kathedrale, die Nationalgalerie
und vieles andere. Außerdem wird ein Ausflug nach Windsor und der Jsle of Wight
unternommen, der lieblichen Jnsel an Englands Südküste.

Nach Beendigung des condoner Aufenthalts fährt die ,,Monte Olivia" nordwärts

und ankert am über-nächstenMorgen vor ceith, der Hafenstadt im Firth of Forth. Von

hier aus begeben sich die Tour-isten nach Edinburgh- der- alten schottischen Königsstadt,
die viele historische Erinnerungen an die Geschichte von England und Schottland in ihren
Mauern birgt. So trußig wie die alte Feste Marienberg in Würzburg überragt auf
schroffem Fels das Edinburgher Schloß die Stadt. Der Holyrood-Palast enthält die

historischen Erinnerungen an die unglückliche Königin Maria Stuart. Das JohnsKnostaus
ruft die Erinnerung an den schottischen Martin Luther wach. So ist Edinburgh recht reich
an Sehenswürdigteiten.
Anschließendan den Besuch von Edinburgh wird ein Ausflug nach den malerischen Seen

des schottischen Hochlandes unternommen. Somit bietet diese Iotägige Reise nach England
und Schottland eine Fülle des Sehenswerten und wird sich sicher jedem Teilnehmer für
immer ins Gedächtnis einprägen.
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Die D A z urteilt darüber in einer umfangreichen
· « « Besprechung:

Hinter den vielen unertreulichen

Erscheinungen der deutschen
Politik lålst sich eine Tatsache er-

kennen, die doch zu gewissen
Hoffnungen kiir die Zukunft he-

rechtigt. Der deutsche Geist hat,
tastend und irrend zwar, aber doch

mit der systematischen Ewigkeit-,
die seine starke ist, in diesen
Jahren nachVersailles eine deutliche

Hinwendnng zur Politik vollzogen.
Diese psychoiogische Erscheinung
ist, aut lange sieht gesehen, wich-

tiger ais die meisten Vorgänge der

Tagespolitik, von denen viel die
Kedc ist« Ein symptotn iiir das
erwachende politische Interesse ist
es, das das ausgezeichnete Buch
von Dr. Wilhelm ziegler »Ein-
tiihrung in die Politik« nach kurzer
Frist bereits in zweiter Anklage vor-

gelegt werden kann. Dieses Werk
verdient in der Tat die weiteste

Verbreitung.
Gerade heute ist es iiir Deutsch-

land unerlälilich, den Blick nicht

Mit 46 Karten

allein auf die Paragraphen des Ver-
sailler Diktates und nicht nur auk
den Hauptgegner Frankreich ge-
richtet zu halten« sondern sich ein
klares Bild von den grosen Zu-

sammenhängen der Weltpolitik und

der Weltwirtschatt zu machen, die
heute die Kontinente und Ozeane

trennen und verbinden.

Das Buch von Dr. Ziegler bietet
in dieser Beziehung ein auser-
ordentlich reiches Material. das man

sich sonst mühselig aus vielen
Büchern zusammensuchen muste-
Man muli dem Verfasser zugestehen,
dalz er auch hier« wie in der 1nnen-

politik, es verstanden hat, seine

Darstellung auf cler Hohe der wirk-
lich grosen Probleme zu halten und
so an seinem Teile einen Beitrag
zu dem groben Kampfe zu liefern-
der gegen die törichten schlagworte
der stammtischpolitik geführt wer-

den muti, wenn wir endlich ein

politisches Volk werden wollen«
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